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EDITORIAL/081: Harmagedon (SB)





Wochendruckausgabe 81 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
14.04.2018
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Harmagedon

Das immer schneller anwachsende und sich stets wiederholende
Konfrontationsszenario zwischen den am Syrienkonflikt aus
unterschiedlichen Gründen beteiligten Großmächten USA und Rußland
droht sich, orientiert an gegenseitiger Bezichtigungspropaganda um
angebliche oder tatsächliche Giftgasangriffe, zunehmend zu
verselbständigen und sich dem Anspruch und den Möglichkeiten ihres
taktisch-diplomatischen Gebrauchs vollends zu entwinden.

Bei der heftiger werdenden und bereits fortgeschrittenen Eskalation
anläßlich der von allen Beteiligten induzierten syrischen Kriegslage
scheint den Akteuren der Zugriff auf das notwendige Bremsvermögen am
Beispiel eines weltkriegsgefährdenden Zusammenstoßes der globalen
Großmächte fast verlorengegangen zu sein.

Eine sich selbst erfüllende Prophezeiung, welche die letzte große
Schlacht zwischen den Himmelskräften und den Kräften des Bösen
voraussagt und die im Nahen Osten, speziell in Palästina, ihren Anfang
nehmen wird, gestützt auf den in der Offenbarung des Johannes im Neuen
Testament verwendeten Begriff Harmagedon, würde auf perverse Art und
Weise plötzlich Realität werden.

Gerade den religiösen Phantasien und intensivsten Träumen
tiefgläubiger Christengemeinschaften in der ganzen Welt stellt sich
die Frage nach dem Wohl und Wehe der restlichen Menschheit in
Anbetracht ihres sehr speziellen christlichen Erlösungsglaubens eher
nicht, insbesondere wenn dann noch das Jüngste Gericht mit im Spiel
ist.

Ist denn in einer solchen Gemengelage die Menschheit dazu verdammt,
jenes bizarre Schicksal aus Gottes Hand, heiß serviert von den
Vereinigten Staaten von Amerika, die ausschließlich ihren eigenen
Interessen Rechnung tragen, am Ende des Tages einfach nur hinzunehmen?

Schattenblick-Redaktion


13. April 2018
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ATOM/157: Halbwertzeit - 30 Jahre fehlgetestet ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 13. April 2018

Lingen vor 30 Jahren: Beginn der Testphase des AKW Emsland am 14. April
1988



(Bonn, Lingen, 13.04.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) hat erneut die sofortige Stilllegung des
Atomkraftwerkes Emsland in Lingen (AKW Lingen 2) gefordert. Aktueller
Anlass ist der Beginn der AKW-Testphase vor genau 30 Jahren am 14. April
1988. Anlässlich des 30. Jahrestages der offiziellen Inbetriebnahme des
AKW Emsland am 20. Juni 1988 findet am 9. Juni in Lingen eine
überörtliche Anti-Atomkraft-Demonstration statt. Schon jetzt rufen
zahlreiche Initiativen und Verbände aus den Niederlanden und aus der
Bundesrepublik zur Teilnahme an der Protestaktion auf. Sie wird um 13
Uhr direkt am AKW Emsland beginnen und danach führt ein
Demonstrationszug zur nahe gelegenen Brennelementefabrik. Der BBU
erinnert daran, dass es bereits vor dem Bau des AKW Lingen 2, aber auch
während seiner bisherigen Laufzeit, immer wieder Proteste gegen den
Reaktor in der Nähe der niederländischen Grenze gab.

Der BBU weist darauf hin, dass es im AKW Lingen 2 immer wieder zu Pannen
und Störfällen gekommen ist. Dennoch soll der Reaktor noch bis Ende 2022
am Netz bleiben. Bürgerinitiativen und Umweltverbände sind besorgt und
im Aufruf zur Teilnahme an der Demonstration am 9. Juni heißt es: "Es
gibt keine 'sichere Atomkraft', und je älter ein Reaktor wird, desto
gefährlicher ist er. Allein durch Materialermüdung und Verschleiß steigt
die Anzahl der Störfälle dramatisch an, auch im AKW Emsland.
Gleichzeitig entsteht täglich Müll, der weder jetzt noch in Zukunft
sicher gelagert werden kann."

9. Juni 2018: Demo in Lingen - 30 Jahre nach Inbetriebnahme von AKW
Lingen 2

Das AKW Emsland soll den offiziellen Planungen zufolge als letztes
norddeutsches Atomkraftwerk am 31.12.2022 stillgelegt werden - ein Jahr
nach dem AKW Brokdorf bei Hamburg. Für die Brennelementefabrik in Lingen
gibt es zudem überhaupt keine Laufzeitbegrenzung. Die Demonstration am
9. Juni wird sich u. a. gegen die Produktion von Brennstäben in Lingen
für Atomkraftwerke in Belgien, Frankreich und in anderen Ländern
richten. Gleichzeitig soll der Forderung nach Stilllegung des AKW Lingen
2 und der Brennelementefabrik Nachdruck verliehen werden. Organisiert
wird die Demonstration von einem Trägerkreis, dem 15 Initiativen und
Verbände angehören, darunter auch der BBU und seine
Mitgliedsorganisation "Elternverein Restrisiko Emsland". Erste
Informationen zur Demonstration findet man im Internet unter:

http://weltweit.nirgendwo.info/demo

14. April / 26. April: Infoveranstaltung und Mahnwache in Lingen


Und auch kurzfristig stehen in Lingen verschiedene Aktivitäten auf der
Tagesordnung der Anti-Atomkraft-Bewegung. Am Samstag (14 April) findet
eine Informationsveranstaltung statt und am 32. Jahrestag der
Tschernobyl-Katastrophe wird wieder eine Mahnwache durchgeführt. Die
Veranstaltung am 14. April beginnt um 19 Uhr im Lingener Kolpinghaus,
Burgstraße 25. Bei der Vortragsveranstaltung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
NRW wird über Emmanuel Macron und die Bedeutung der französischen
Atompolitik - auch für den Atomstandort Lingen, informiert. Die
Mahnwache am 26. April findet von 18 Uhr bis 18.30 Uhr vor dem Alten
Rathaus in Lingen statt. Organisiert wird sie vom Elternverein
Restrisiko Emsland.

Weitere überörtliche Terminhinweise aus den Reihen der Friedens- und
Umweltschutzbewegung: 

http://bbu-online.de/Termine/Termine.htm

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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AFRIKA/691: Nigeria - 112 Chibok-Schülerinnen seit vier Jahren entführt


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. April 2018

Verschleppte dürfen nicht vergessen werden

Mehr Initiativen für Freilassung der Geiseln gefordert



Göttingen, den 15. April 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
hat Nigerias Regierung aufgefordert, sich engagierter für die Freilassung
von 112 Schülerinnen einzusetzen, die vor vier Jahren in Chibok von der
radikal-islamischen Terrorgruppe Boko Haram verschleppt wurden. "Das
Schicksal der Entführten ist ungewiss. Als Muhammadu Buhari im Mai 2015
Nigerias Präsident wurde, versprach er, die Chibok-Mädchen würden bald
freikommen. Doch vier Jahre später warten 112 Verschleppte noch immer auf
die Freiheit. Und ihre besorgten Eltern werden von den Behörden ignoriert",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen. "Nigerias
Umgang mit dem Entführungsdrama ist einer Demokratie nicht würdig. So gibt
es nur immer neue Versprechungen der Behörden, doch selbst engste
Familienangehörige werden über den Fortgang der Ermittlungen und
Initiativen der Behörden nicht informiert".

Die christlichen und muslimischen Mädchen waren in der Nacht vom 14. auf
den 15. April 2014 aus ihrem Internat in Chibok entführt worden. Von den
276 Schülerinnen gelang 57 während der ersten Stunden der Verschleppung der
Flucht. Weitere 107 Chibok-Mädchen wurden später unter bislang ungeklärten
Umständen ausgetauscht oder konnten sich selbst befreien. Von den 112 noch
immer festgehaltenen Geiseln gab es im Januar 2018 ein letztes
Lebenszeichen, als einige der Entführten in einem von Boko Haram
verbreiteten Video erklärten, sie wollten ihre Geiselnehmer nicht
verlassen.

In den ersten Jahren nach ihrer Verschleppung setzten sich führende
Politikerinnen und Politiker aus aller Welt für ihre Freilassung ein.
Michele Obama und die Friedensnobelpreisträgerin Malala waren ihre
bekanntesten Fürsprecherinnen. Millionen Menschen engagierten sich unter
dem Motto "Bring back our girls" für ihre Freiheit. "Doch nun drohen die
Chibok-Mädchen vergessen zu werden. Und Nigerias Politiker haben größtes
Interesse, vor den Wahlen 2019 ihr Versagen im Kampf gegen Boko Haram nicht
zum Thema zu machen", erklärte Delius.

Eltern der Verschleppten beklagen sich darüber, dass das Schicksal ihrer
Töchter in Nigerias Öffentlichkeit keine großen Debatten mehr auslöst. Doch
nach der Verschleppung in Chibok gab es weitere spektakuläre Entführungen.
Mehr als 1.000 Kinder und Jugendliche wurden von Boko Haram gekidnappt.
Zuletzt wurden 110 Schülerinnen im Alter zwischen 11 und 19 Jahren am 19.
Februar 2018 in Dapchi entführt. Sie kamen einen Monat später wieder frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUSSICHTEN/8247: Und morgen, den 16. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.04.2018 bis zum 17.04.2018 +++
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Wenn Jean sich bewegt,

derweil er spaziert

und nicht Wurzeln schlägt,

damit er nicht friert.
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MEMORIAL/181: Die Wahlen im April 1948 waren ein Höhepunkt der Gegenoffensive der USA in Italien (Gerhard Feldbauer)


Die Parlamentswahlen im April 1948 waren ein Höhepunkt der reaktionären
Gegenoffensive der USA in Italien

Mit massivem Druck, darunter der Drohung einer militärischen
Intervention, verhalfen sie der Democrazia Cristiana zu einem triumphalen
Wahlsieg

von Gerhard Feldbauer, 14. April 2018



Im Frühjahr 1948 bestimmte eine antikommunistische Hysterie ohnegleichen
die Kampagne zu den für den 18. April anberaumten Parlamentswahlen. 300
regionale und rund 18.000 lokale Bürgerkomitees der von den USA
finanzierten klerikalen Azione Cattolica verkündeten von den Kanzeln
und auf unzähligen Kundgebungen in hasserfüllten Losungen bei der Wahl
gehe es um Christ oder Antichrist, Gläubige oder Gottlose, Rom oder Moskau.
Den Startschuss zu dieser fanatischen Hetze hatte Erzbischof Flannally in
Anwesenheit von Kardinal Spellmann am 22. Januar 1947 in der St.
Patrick's Cathedral in New York während eines Besuchs von
Ministerpräsident Alcide De Gasperi gegeben. "Das Mittelmeer ist ein
christliches Meer, das nicht durch den atheistischen Kommunismus mit seiner
tödlichen Faust rot gefärbt werden darf", hatte Flannally verkündet.[1]
Italien befand sich auf dem Höhepunkt der von den USA nach der
Niederlage des Faschismus eingeschlagenen Politik der Restauration der
angeschlagenen Herrschaft des Kapitals und der Verhinderung einer
antifaschistisch-demokratischen Umwälzung.

Die Italienische Kommunistische Partei (IKP) war aus der Resistenza, dem
bewaffneten antifaschistischen Widerstand gegen Hitlerdeutschland und seine
Mussolini-Vasallen, als eine politische einflussreiche Kraft
hervorgegangen. Mit 2,2 Millionen Mitgliedern war sie zahlenmäßig die
stärkste Partei. Mit der Sozialistischen Partei (ISP) war sie durch ein
Aktionseinheitsabkommen verbunden und dominierte mit ihr die 1944 gebildete
antifaschistische Einheitsregierung, deren Premier seit August 1945 der
Vorsitzende der linken radikaldemokratischen Aktionspartei, Ferrucio Parri,
war. Am 2. Juni 1946 hatten sie in einem Referendum entscheidend den Sturz
der Monarchie bewirkt. Bei den gleichzeitig stattfindenden Wahlen zur
Verfassungsgebenden Versammlung erhielt die IKP 18,9 und die ISP 20,7
Prozent der Stimmen. Die Democrazia Cristiana (DC), nunmehr führende
Partei der Großbourgeoisie, kam nur auf 35,2 Prozent. Die USA und die mit
ihnen verbündete innere Reaktion befürchteten bei den Parlamentswahlen
einen Sieg der Kommunisten und Sozialisten. Im Vorfeld des Kalten Krieges
und der sich abzeichnenden Blockkonfrontation sahen sie ihre Pläne
gefährdet, sich Italien als ihre Einflusssphäre und Südflanke der
künftigen NATO zu sichern.

Zur Durchsetzung ihrer Ziele stützten die USA sich von Anfang an auch auf
die faschistischen und andere reaktionäre Kräfte. Faenza/Fini schrieben
"Während es das State Department und die amerikanischen Gewerkschaften
waren, die direkt den 'demokratischen' Parteien von den Christdemokraten
bis zu den Sozialdemokraten halfen (also sie finanzierten), wurden
hauptsächlich die Militär- und Geheimdienste beauftragt, die Rechten zu
unterstützen (also sie zu bewaffnen und zu besolden)". Im Juni 1945 löste
die US-amerikanische Militärregierung das "Hohe Kommissariat zur Verfolgung
von Regimeverbrechern" auf. Die meisten der aktiven Faschisten, die in der
eingeleiteten - aber bald abgebrochenen - Phase der Entfaschisierung vor
Gericht gestellt worden waren, wurden freigesprochen bzw. die Urteile
aufgehoben oder die Betroffenen amnestiert. Im August 1945 konnten die
Mussolini-Faschisten, deren Partei verboten worden war, eine
Sammlungsbewegung L'Uomo Qualunque (Jedermann) bilden, aus der im Dezember
1946 das Movimento Sociale Italiano (MSI) entstand, das sich direkt als
Nachfolger der Partei des "Duce" bezeichnete. Mit der Weigerung, in den
Pariser Friedensvertrag mit Italien vom Februar 1947 die von der UdSSR
geforderte Klausel aufzunehmen, nie wieder faschistische Organisationen zu
erlauben und Kriegsverbrechen nicht ungesühnt zu lassen, legalisierten die
USA diese Wiedergründung. Im Dezember 1945 hatte Washington den Sturz von
Premier Parri inszeniert und Alcide De Gasperi (DC), der über das Image
eines Antifaschisten verfügte, an die Spitze der Regierung verholfen, wo er
den gewünschten antikommunistischen Kurs einschlug.

Am 22. März 1947 verkündete Präsident Truman die berüchtigte Doktrin
der "Eindämmung des Kommunismus". Er erklärte die USA "zum mächtigsten
Land der Welt" und proklamierte ihr "Recht" zur Einmischung in
Staaten, die tatsächlich oder angeblich unter kommunistischem Einfluss
stünden. Truman sagte der Regierung in Rom 250 Millionen Dollar zu. Der
Order Washingtons folgend brachte De Gasperi mit seinem Rücktritt am 13.
Mai 1947 die antifaschistische Einheitsregierung zu Fall und gab bekannt,
dass er IKP und ISP nicht in eine neue Regierung aufnehmen werde.
Schützenhilfe hatte Giuseppe Saragat geleistet, der mit seiner Fraktion
die ISP verlassen und eine Sozialdemokratische Partei gegründet hatte. Am
31. Mai trat sie in die neue Regierung von De Gasperi ein und verschaffte
ihm die notwendige Mehrheit.

Am 3. April unterzeichnete Truman das zunächst nach Außenminister George
C. Marshall benannte European Recovery Programm, nach dem zwischen 1948
und 1952 über 15 Milliarden Dollar in 17 Staaten Westeuropas flossen.
Italien bekam davon 11 Prozent. Für den Fall eines linken Wahlsieges
kündigte Marshall den Entzug der "Wiederaufbauhilfe" an. Nach der Freigabe
von US-Geheimdokumenten im November 1994 wurde bekannt, dass das Pentagon
"für den Fall, dass die Kommunisten in Italien mit legalen Mitteln an die
Macht kommen" sollten, eine sofortige Intervention geplant hatte, welche
die Abtrennung Sardiniens und Siziliens und die Organisation eines
Guerillakrieges einschloss. Die USA könnten "es den Kommunisten nicht
gestatten, mit legalen Mitteln an die Macht zu kommen", weil die
"psychologischen Erschütterungen gewaltig wären", hieß es. Als Alternative
erwog man in Washington, "das Wahlergebnis zu fälschen".[2]

In ihrem Wahlprogramm traten Kommunisten und Sozialisten für eine
Demokratisierung des Staatsapparates, antifaschistisch-demokratische
Reformen der Eigentumsverhältnisse in Industrie und Landwirtschaft sowie
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen der arbeitenden Menschen und für
eine Außenpolitik des Friedens und der Sicherung der Unabhängigkeit ein.
Sie hatten keineswegs die Absicht, nach einem Wahlsieg eine "linke
Regierung" zu bilden, sondern strebten nach der Neuauflage einer
antifaschistischen Einheitsregierung. Sie erreichten auf einer gemeinsamen
Volksfrontliste 31 Prozent.

Faschisten unter der Soutane

Was Erzbischof Flannally in New York verkündete, entsprach der Linie der
von dem Faschistenfreund Pius XII. regierten Kurie. Die Bürgerkomitees
der Azione Cattolica waren auf seine persönliche Weisung von deren
Präsident, Professor Luigi Gedda, gebildet und dieser als Vorsitzender an
ihre Spitze gestellt worden. Gedda hatte seit 1934 als Leiter der
Jugendorganisation der Azione Cattolica jegliche oppositionelle Regungen
gegen das faschistische Regime unterdrückt. 1938 hatte dieser Kleriker in
der schwarzen Soutane öffentlich das Manifest Mussolinis "zur Verteidigung
der Rasse" unterzeichnet. Die Komitees erhielten aus zahlreichen Bistümern
 große finanzielle Zuwendungen. Der Erzbischof von Dublin, Mc Quaid,
überwies Gedda 19.930 Pfund Sterling "für den Kampf der italienischen
Katholiken gegen den atheistischen Kommunismus". Die Komitees "trugen
entscheidend" zu dem Wahlerfolgt der DC von 48,5 Prozent bei, schrieben
die Historiker Roberto Faenza und Marco Fini in ihrem Buch "Gli Americani
in Italia" (Feltrinelli, Milano 1976).

Die IKP erhielt mit der fanatischen antikommunistischen Hetzkampagne die
Qittung dafür, dass sie der Aufnahme des von Mussolini 1929 mit dem Vatikan
geschlossenen Konkordats in die Verfassung der Italienischen Republik
zugestimmt hatte.


Anmerkungen:

[1] Marcella e Maurizio Ferrera: Cronache di Vita Italiana 1944-1958. Rom
1960, S. 141.

[2] Der Corriere della Sera veröffentlichte das vom 5. März 1948
datierte Dokument am 17. Sept. 1994.
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HÖRSPIEL/1737: Deutschlandfunk Kultur - "Matildas letzter Sommer", 16.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Matildas letzter Sommer

Von Mary Wesley

Bearbeitung: Andrea Czesienski

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 59'

(Ursendung)

Kriminalhörspiel

Montag, 16. April 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Cottage ist tadellos geputzt und aufgeräumt, die letzten Briefe
sind geschrieben, Matilda hat alles geregelt. Doch weil Jugendliche
ihren Lieblingsstrand belagern, wo Matilda ihrem Leben ein Ende setzen
wollte, muss sie sich die Zeit bis zur nächsten Flut im nahegelegenen
Hafenstädtchen vertreiben. Hier läuft ihr der polizeilich gesuchte
Muttermörder Hugh Warner über den Weg. Mit dem Entschluss, dem jungen
Mann Zuflucht zu gewähren, beginnt für die lebensmüde Mittfünfzigerin
ein letztes, großes Abenteuer, schmerzhaft und schön.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1678: Deutschlandfunk Kultur - Arbeitgeber suchen verzweifelt Mitarbeiter, 16.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vollbeschäftigung in Eichstätt

Arbeitgeber suchen verzweifelt Mitarbeiter

Von Susanne Lettenbauer

Länderreport

Montag, 16. April 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In Eichstätt, rund 100 Kilometer nördlich von München, herrscht seit
Langem quasi Vollbeschäftigung: Die Arbeitslosenquote liegt bei etwas
über einem Prozent. Das ist bayernweit Rekord. Was die meisten
Eichstätter freut, bereitet den kleinen Betrieben in der Kreisstadt
Probleme: Sie suchen händeringend Mitarbeiter - meist erfolglos. Also
ist Kreativität gefragt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2536: Deutschlandfunk - "Lieder, die ich liebe!", 16.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

6. Raderbergkonzert 2017/18

"Lieder, die ich liebe!"

Michelle Breedt singt Werke von Edward Elgar,
Franz Schubert, Johannes Brahms u.a.

Michelle Breedt, Mezzosopran

Wolfram Rieger, Klavier

Musik-Panorama

Montag, 16. April 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Das Publikum der Wiener Staatsoper oder der Bayreuther Festspiele
liebt die Strahlkraft ihrer Stimme. Doch Michelle Breedt selbst liebt
auch das kleinere, intime Format des Liederabends. Beim Auftritt im
Deutschlandfunk Kammermusiksaal interpretierte sie gemeinsam mit ihrem
langjährigen Klavierpartner Wolfram Rieger ihre ganz persönlichen
Lieblingslieder.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8675: Aus aller Welt - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Franzosen unzufrieden mit Macron

Während einer Protestaktion gegen die Regierung von Präsident
Emmanuel Macron wurden in der Stadt Montpellier in Südfrankreich mehr
als 50 Menschen festgenommen. Nach Angaben der Organisatoren waren am
Samstag mehr als 2.000 Menschen auf die Straße gegangen, um unter
anderem gegen die umstrittene Hochschulreform zu protestieren. Dabei 
kam es zu heftigen Zusammenstößen mit der Polizei, die 
Tränengasgranaten verschoß. Auch in Marseille und Nantes 
demonstrierten Menschen gegen die Politik von Macron.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8675: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei schießt auf Männer mit Schlagstöcken

Im Berliner Ortsteil Gesundbrunnen schoß ein Polizist einem 20 Jahre
alter Mann ins Bein. Er sei mit schweren Verletzungen in ein
Krankenhaus gebracht worden, teilten die Behörden mit. Der junge Mann
soll die Beamten zuvor mit einem Schlagstock bedroht haben. Eine
Mordkommission übernahm die Ermittlungen. In Fulda (Hessen) hatte die
Polizei am Freitag einen 19jährigen Mann aus Afghanistan erschossen.
Auch er soll nach offizieller Darstellung einen Schlagstock in der
Hand gehabt und damit Polizeibeamte angegriffen haben.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8672: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Israel droht Iran mit militärischer Gewalt

Israel will eine dauerhafte iranische Militärpräsenz in Syrien nicht
akzeptieren und droht Teheran mit Militärschlägen. Bildungsminister
Naftali Bennett, ein Mitglied des Sicherheitskabinetts von
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, erklärte, Israel gestehe sich
vollständige Handlungsfreiheit zu. Vor einer Woche wurde ein
syrischer Luftwaffenstützpunkt in der Provinz Homs mit Raketen
beschossen. Dabei starben mindestens 14 Menschen, darunter nach
Angaben aus Teheran sieben iranische Soldaten. Wer für den
Luftangriff verantwortlich zeichnet, war zunächst unklar. Das
russische Verteidigungsministerium teilte später mit, daß zwei
israelische Kampfflugzeuge acht gelenkte Raketen auf die Militärbasis
abgefeuert hätten, ohne in den syrischen Luftraum einzudringen. Von
israelischer Seite gab es dazu keine Stellungnahme.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8674: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Stephan Weil bleibt SPD-Chef in Niedersachsen

Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil ist als
SPD-Landesvorsitzender wiedergewählt worden. Beim Parteitag in Bad
Fallingbostel erhielt der 59jährige Sozialdemokrat 192 von 204
Stimmen. Weil ist seit 2012 SPD-Landeschef in Niedersachsen. Zudem
wählten die Delegierten den Landtagsabgeordneten Alexander Saipa aus
Goslar zum Nachfolger des scheidenden Generalsekretärs Detlef Tanke.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8673: Tragisches und Kurioses - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mann bei Gartenarbeiten schwer verletzt

In Efringen-Kirchen (Landkreis Lörrach) geriet ein Mann aus noch
unbekannten Gründen bei Gartenarbeiten mit seinen Beinen in eine
Motorfräse. Die Verletzungen durch die Hackmesser der Fräse waren so
gravierend, daß der 51jährige mit einem Rettungshubschrauber ins
Krankenhaus gebracht werden mußte. 

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7758: Aus Forschung und Technik - 15.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Atlas-Trägerrakete bringt US-Raumsonden in die Umlaufbahn

Eine schwere Atlas-V-Trägerrakete ist vom Weltraumbahnhof Cape
Canaveral in Florida mit zwei Satelliten an Bord abgehoben. Wie aus
einer Mitteilung des Startdienstbetreibers United Launch Alliance
(ULA) hervorgeht, handelt es sich bei den Raumfahrzeugen um den
Militärsatelliten CBAS (Continuous Broadcast Augmenting SATCOM) und
den Experimentalsatelliten EAGLE (ESPA Augmented GEO Laboratory
Experiment). CBAS soll die Satallitenkommunikation des Militärs
verbessern helfen. EAGLE ist ein Flugversuchsprogramm des Air Force
Research Laboratory (AFRL). Die Raumsonde soll mehrere Experimente an
Bord haben, einschließlich eines kleineren Satelliten namens Mycroft,
der vom Forschungslabor der US-Luftwaffe entwickelt wurde, um neue
Selbstinspektionstechnologien für Satelliten zu testen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7771: Aus aller Welt - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Staaten Amerikas wollen nächste Wahl in Venezuela nicht anerkennen

Am 20. Mai finden in Venezuela Präsidentschaftswahlen statt. Dazu
treten der Amtsinhaber Nicolás Maduro und der Anwalt Henri Falcón an.
Die Opposition boykottiert die Wahl, oder ihre Kandidaten können
nicht antreten, weil sie ins Exil gegangen sind oder weil sie
strafrechtlich verurteilt wurden.

Beim Amerikagipfel am Samstag im peruanischen Lima haben die USA und
16 weitere Länder angekündigt, daß sie die Wahl in Venezuela
möglicherweise nicht anerkennen werden. Damit es dazu nicht kommt,
soll Venezuela einen fairen und transparenten Ablauf der Wahl
garantieren, politische Gefangene freilassen und eine Beteiligung der
Opposition an der Wahl ermöglichen. In der gemeinsamen Erklärung wird
die Erwartung ausgedrückt, daß es der Wahl an Legitimität und
Glaubwürdigkeit fehlen wird. US-Vizepräsident Mike Pence sprach vorab
von einer Täuschung und kündigte an, daß seine Regierung zusammen mit
Verbündeten allen Druck auf Venezuela ausüben wird, um dort
Demokratie herzustellen. Pence hatte sich unmittelbar nach seiner
Ankunft in Lima mit venezolanischen Oppositionellen getroffen. Im
Verlauf des zweitägigen Gipfels sprach er unter vier Augen mit den
anderen Gipfelteilnehmer über Sanktionsoptionen gegen Venezuela.

An dem Treffen in der peruanischen Hauptstadt nahmen neben den USA
unter anderem Mexiko, Argentinien, Chile und Kanada teil. Insgesamt
waren Vertreter von 33 Staaten zugegen. Das sozialistische Venezuela
war von dem Gipfel ausgeschlossen worden und konnte zu dem Beschluß
der Teilnehmer keine Position beziehen.

Venezuela leidet unter einer Hyperinflation. Gesunkene Ölpreise
ließen die Staatseinnahmen schrumpfen. Finanz- und
Wirtschaftssanktionen der US-Verbündeten verhindern den Erhalt der
Produktivkraft der eigenen Wirtschaft. Die Ölförderung ist auf den
Stand von vor 70 Jahren zurückgefallen. Benötigte Lebensmittel können
nur zu einem Bruchteil im Land erzeugt werden. Rund fünf Prozent der
Bevölkerung haben Venezuela verlassen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7732: Medizin und Gesundheitswesen - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Auch geringe Alkoholmengen schädlich

Bislang galt übermäßiger Alkoholkonsum als schädlich. Alkohol in
kleineren Mengen genossen wurde demgegenüber sogar teilweise eine
positive Wirkung zugesprochen. Das ist offenbar falsch. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll der Konsum von mehr als 100
Gramm reinen Alkohol pro Woche - das entspricht 2,5 Litern Bier - die
Gefahr für Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen. Auch steigt das
Sterberisiko deutlich. Das geht zumindest aus einer Studie hervor,
die ein internationales Wissenschaftlerteam um Angela Wood von der
britischen Universität Cambridge durchgeführt hatte. Nach den Daten
des neuen Jahrbuchs Sucht konsumieren Bundesbürger über 15 Jahre im
Schnitt 10,7 Liter reinen Alkohol im Jahr. Das entspricht rund 165
Gramm pro Woche.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7759: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



OPCW verschweigt BZ-Befund im Fall Skripal

In den Bericht der Organisation für das Verbot von Chemiewaffen
(OPCW) zum Giftattentat auf den russischen Ex-Agenten Skripal und
seine Tochter ist offenbar ein Untersuchungsergebnis nicht
eingegangen. Darauf verwies der russische Außenminister Lawrow am
Samstag in Moskau. Er berief sich auf vertrauliche Informationen,
welche von Experten des Schweizer Labors Spiez (Schweizerisches
Institut für ABC-Schutz) der OPCW übermittelt wurden. Demnach wurden
in Blutproben von Skripal Spuren des chemischen Kampfstoffes BZ und
dessen Präkursoren entdeckt. Das hallozinogene Nervengift ist in den
USA, Großbritannien und anderen NATO-Staaten erprobt worden. In der
Sowjetunion und in Rußland wurde es nicht verwendet. Der in der UdSSR
entwickelte tödliche Kampfstoff A-234 (Nowitschok) fand sich trotz
seiner extremen Flüchtigkeit noch einige Zeit nach dem Anschlag im
primären Zustand und hoher Konzentration im Blut Skripals - der wie
seine Tochter das Attentat überlebte. Die britische Regierung und
ihre Verbündeten machen Moskau für das Attentat vom 4. März
verantwortlich, weil Nowitschok in der Sowjetunion entwickelt worden
ist. In einer konzertierten Aktion haben die westlichen Staaten
deswegen Dutzenden russischen Diplomaten die Akkreditierung entzogen.
Die russische Regierung kann den OPCW-Bericht nicht anerkennen,
solange russische Experten die untersuchten Proben nicht selbst
analysieren konnten.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7684: Sprache, Kunst und Medium - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Lübecker Ausstellung präsentiert Georg Bernhard Shaw als Fotograf

Der irische Literaturnobelpreisträger von 1925 und Oscar-Gewinner
1939, George Bernard Shaw, war vor allem für seine literarischen
Arbeiten und politischen Stellungnahmen berühmt, nun beleuchtet das
Lübecker Günter-Grass-Haus Shaws Engagement als Fotograf.

Von Sonntag an präsentiert das Ausstellungshaus in der Lübecker
Altstadt eine kleine Auswahl von Fotos aus dem rund 20.000 Aufnahmen
umfassenden Nachlaß des im November 1950 verstorbenen großen Iren.

Laut NDR1 Welle Nord bringt die Präsentation einen Querschnitt aus
Landschafts- und Städtebildern, Porträts und vor allem Selbstporträts,
in denen Shaw mit verschiedenen Stilen und technischen Möglichkeiten
seiner Zeit experimentierte. Die Schau ist bis zum 9. Oktober zu
sehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7749: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelische Militärs schließen Tunnel in den Gazastreifen

Das israelische Militär hat nach eigenen Angaben einen Tunnel
geschlossen, der mehrere Kilometer in den nördlichen Gazastreifen
sowie Dutzende Meter nach Israel hineinführte. Es soll sich um den
längsten und am tiefsten angelegten Tunnel handeln, der von
israelischer Seite aufgespürt wurde. Der unterirdische Gang soll mit
weiteren Tunneln zu einem Netz verbunden gewesen sein. Der
Armeesprecher Conricus äußerte am Sonntag unter anderem die
Vermutung, die Massenproteste der Gazastreifenbewohner in den
vergangenen Wochen hätten möglicherweise den Bau des Tunnels
verschleiern sollen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7763: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Linke-Vorschlag für eine Parlamentsreform

Die Fraktion Der Linken im Bundestag hat den Entwurf ihres
Geschäftsführers Jan Korte für eine Parlamentsreform vorgestellt. Das
fünfseitige Papier wurde dem Bundestagspräsidenten und den
Parlamentarischen Geschäftsführern der anderen Fraktionen zugesandt.
Korte fordert darin, daß der Bundestag zu einem für die Bürger
wahrnehmbaren und ansprechbaren Ort der Entscheidung über die Zukunft
des Landes wird. Unter anderem schlägt der Abgeordnete vor, die
Redezeit der Parlamentarier nicht an der Stärke ihrer Fraktion
auszurichten, sondern den kleineren Fraktionen im Bundestag mehr Zeit
einzuräumen. Bundestagsausschüsse sollten nach Möglichkeit öffentlich
tagen. Die Sitzungen könnten im Internet übertragen werden. Zudem
fordert Korte Maßnahmen zur Transparenz von Nebeneinkünften der
Abgeordneten und von Spenden an sie sowie ein Lobbyregister, welches
die Einflußnahme verschiedener Interessengruppen auf die Politik
erkennen läßt. Die Kanzlerin und die Bundesminister sollen den
Abgeordneten mindestens einmal im Quartal Rede und Antwort stehen.
Außerdem sollten die Abgeordneten in die gesetzliche Rentenkasse
einzahlen. Beim Bundestag könnte ein Diskussion- und
Beteiligungsforum eingerichtet werden. Über das Online-Portal könnten
Bürger kritisieren, Anregungen geben und mitdiskutieren.
Parlamentarische Staatssekretäre hält Korte für überflüssig und zu
teuer.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7734: Tragisches und Kurioses - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Verheerendste Wirbelstürme von der Namensliste gestrichen

Die in Silver Springs, US-Bundesstaat Maryland, ansässige
Weltorganisation für Meteorologie/WMO hat Harvey, Irma, Maria und Nate
von der Namensliste für Wirbelstürme gestrichen. Die jüngsten Unwetter
von der Liste Nr. 3 hätten 2017 dermaßen schwere Schäden angerichtet
beziehungsweise viele Menschenleben gekostet, daß es geschmacklos
wäre, ihre Namen erneut zu verwenden, hieß es zur Begründung.

Wie ZDF heute berichtete, wurden seit 1953 aus den gleichen Gründen
bereits 86 Namen von der Liste genommen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7760: Arbeit, Soziales und Familie - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Massenkundgebung in Barcelona

In Barcelona haben am Sonntag Polizeiangaben zufolge rund 315.000
Demonstranten die Freilassung der in Spanien inhaftierten und die
Rückkehr der ins Exil geflüchteten katalanischen Separatisten
verlangt. Die Kundgebung war vom Dachverband Espai Democracia i
Convivencia (Raum für Demokratie und Zusammenleben) organisiert
worden. Dem Verband gehören neben den Organisationen ANC und Omnium
Cultural unter anderem Gewerkschaften sowie Sport-, Schauspieler-,
Eltern- und Bauernverbände an. Sie wurden von den Regionalverbänden
der beiden führenden spanischen Gewerkschaften unterstützt. Zu den
katalanischen Separatisten, denen die spanische Justiz Rebellion,
Untreue und umstürzlerisches Verhalten vorwirft, gehört der frühere
Regionalpräsident Carles Puigdemont. Dieser wurde im März aufgrund
eines europäischen Haftbefehls in Deutschland festgenommen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7743: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen setzt 300.000 Jungaale in der Elbe aus

Bekanntlich ist der Elbaal vom Aussterben bedroht. Dem soll mit einer
Aktion entgegengewirkt werden. Wie dpa gerade meldete, sind mehr als
300.000 Jungaale in Bleckede im Landkreis Lüneburg ausgesetzt worden,
um den Bestand der Wanderfische wieder aufzubauen. Die Tiere sind
etwa sechs bis sieben Zentimeter lang und wiegen im Schnitt nur 0,3
Gramm - deswegen auch der Name Glasaale für sie. Die Jungaale sollen
die Elbe hinunterschwimmen und nach sechs bis zwölf Jahren durch die
Nordsee und den Atlantik zum Laichgebiet in der Sargossasee im
Westatlantik wandern. Experten gehen davon aus, daß sich die Tiere in
den Tiefen der Sargassosee im Westatlantik paaren. Mit dem Golfstrom
sollen dann Eier und Jungtiere wieder zurück nach Europa kommen. Seit
2006 wurden mit der Aktion weit mehr als zwei Millionen Jungaale in
die Elbe entlassen.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7748: Märkte und Finanzen - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Fessenheim soll Photovoltaikanlagen statt AKW bekommen

Frankreichs ältestes laufendes Atomkraftwerk bei Fessenheim soll
stillgelegt werden, wenn Ende 2018, Anfang 2019 der Europäische
Druckwasserreaktor (EPR) im nordfranzösischen Flamanville den Betrieb
aufgenommen hat. Der französische Umweltstaatssekretär Sébastien
Lecornu hat am Freitag im elsässischen Colmar zu Vertretern von
Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik über die Zukunft der Region
nach der Schließung des AKW gesprochen. Laut Lecornu wird dann der
Staat den Bau von Photovoltaikanlagen mit einer Gesamtleistung von
300 Megawatt ausschreiben. Um Fessenheim herum soll eine europäische
Modellregion für erneuerbare Energien entstehen. Das Département
Haut-Rhin soll die erste Region werden, die ausschließlich mit
erneuerbarer Energie versorgt wird. Entlang des Rheins ist eine
französisch-deutsche Gewerbezone geplant. Laut Lecornu wird es einen
gemeinsamen Wirtschaftsraum zwischen Colmar, Freiburg und Mulhouse
geben.

15. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7766: Aus Forschung und Technik - 15.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Android P womöglich ohne Multitasking-Button

Obgleich Android 8.0 Oreo noch weit davon entfernt ist, ein Standard
für alle Smartphones zu sein, wird bereits die nächste Version von
Googles Betriebssystem mit Spannung erwartet. Wie Chip Online gerade
meldete, scheint man im kalifornischen Mountain View gerade dafür
eine neue Navigation zu testen, die stark an die von Apples iPhone X
erinnert. Beide Unternehmen haben offenbar dem Multitasking-Button
abgeschworen und scheinen statt dessen auf eine entsprechende
Schnittstelle zu setzen, die durch ein nach oben Swipen aktiviert
werden kann. Die beiden Lösungen hierfür sehen dabei so ähnlich aus,
daß sich bestimmt bald Rechtsanwälte mit der Frage beschäftigen
werden, ob es sich um eine Patentverletzung handelt. Allerdings
handelt es sich bei der ganzen Sache bislang nur um ein Gerücht, daß
auf einem von Google selbst geleakten Screenshot basiert. Schon
früher hat Google Änderungen an der Navigationsleiste getestet. Die
wenigsten fanden den Weg in das Betriebssystem.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1648: Regierungspressekonferenz vom 13. April 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 13. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 13. April 2018

Themen: Personalie, Giftgaseinsatz in Syrien, Termine der
Bundeskanzlerin (Besuch der Premierministerin Neuseelands, Jahresempfang
des Bundes der Vertriebenen, Kabinettssitzung, Konferenz der
Regierungschefinnen und Regierungschefs der ostdeutschen Länder, Besuch des
Präsidenten Frankreichs, Gespräch mit Bill Gates, Besuch des
Ministerpräsidenten Indiens, Eröffnung der Hannover Messe), Kleine Anfrage
der AfD zu Behinderung und Migration, Treffen des griechischen und des
deutschen Finanzministers, Nord Stream 2, Fall Puigdemont, Forderung der
Drogenbeauftragten der Bundesregierung nach einem Werbeverbot für
Tabakprodukte, Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem serbischen Präsidenten,
EU-Einlagensicherung, Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung,
Stellungnahme des Deutschen Journalisten-Verbandes zum Auskunftsanspruch
der Medien gegenüber Bundesbehörden, Ausbildung von Ungedienten für die
Reserve durch den Reservistenverband, Kritik an der Verleihung des 
Echo-Musikpreises an zwei Rapper, angebliche Reise des Beauftragten für
Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten nach Moskau, Urteil des
Europäischen Gerichtshofs zum Familiennachzug, Medienberichte über Rückkehr
von Syrern in die Türkei, Diskussion um Hartz IV


Sprecher: StS Seibert, Dimroth (BMI), Adebahr (AA), Neumann (BMVg),
Küchen (BMAS), Blankenheim (BMF), Malachowski (BMJV), Kautz (BMG), Korff
(BMI)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Vorsitzender Mayntz: Bevor wir zu den Terminen der Kanzlerin kommen, wollen
wir von uns auf das Thema Syrien aufrufen, und bevor wir zum Thema Syrien
kommen, gebe ich das Wort erst einmal dem Sprecher des
Bundesinnenministers.

Dimroth: Vielen Dank - der das noch wenige Stunden sein wird. Deswegen
wollte ich heute die Gelegenheit nutzen, mich bei Ihnen zu verabschieden,
möchte das aber nicht tun, ohne hier noch ein paar Worte loszuwerden.

Bei vorangegangenen Verabschiedungen von dieser Bank haben scheidende
Sprecher gelegentlich etwas zum Verhältnis zwischen uns und Ihnen
Journalisten gesagt. Mein Verständnis war hier immer sehr klar: Mit der
Aufgabe eines Pressesprechers hat man vor allem eine der Pressefreiheit
dienende Funktion. Sie, die Journalisten, sind die Grundrechtsberechtigten,
wir, die Sprecher, die Verpflichteten. Die Regierungspressekonferenz habe
ich immer als wunderbare institutionelle Ausprägung dieses Verhältnisses
empfunden.

Trotz dieses klaren Verständnisses und trotz anderslautender Behauptungen:
Es besteht - das ist zumindest mein Eindruck - kein tiefer Ozeans des
Misstrauens zwischen Sprechern und Journalisten. Im Gegenteil, wir begegnen
uns hier in der Bundespressekonferenz mit Respekt, auch der jeweiligen
Rolle gegenüber, und wir begegnen uns mit institutionellem Vertrauen - so
würde ich es einmal nennen. Das ist für fachlich fundierte und verlässliche
Arbeit unerlässlich. Beides geschieht, ohne daraus eine Kumpanei werden zu
lassen und auch mit einem ausreichenden Maß an professioneller Distanz,
gleichzeitig gepaart mit einer von Neugier getriebenen Skepsis, die beiden
Rollenbildern immanent ist.

Als ich vor vier Jahren die Aufgabe als Sprecher des BMI übernommen habe,
war mir bewusst, dass dies gleichermaßen große Verantwortung und große
Herausforderungen bedeutet. Dass allerdings eine Zeit vor mir liegt, die
die Themen des BMI so sehr und beinahe über die ganze Zeit in den Fokus des
öffentlichen Interesses rücken wird, habe ich nicht geahnt. Ich kann
rückblickend auch nicht sicher sagen, ob ich dann auch Ja gesagt hätte.

Der sogenannte NSA-Skandal, die fortlaufend hohe Terrorgefahr und
bitterweise auch erfolgreiche Terroranschläge in Deutschland und Europa,
die Flüchtlingskrise mit all ihren unterschiedlichen Facetten, aber auch
vermeintliche Beschränkungen der Pressefreiheit mit der Strafanzeige gegen
die Kollegen von netzpolitik.org und den Fehlern beim
Akkreditierungsverfahren zum G20-Gipfel: Alle diese Themen haben uns hier
in den letzten vier Jahren intensiv beschäftigt. Häufig war gerade das
Format der Regierungspressekonferenz dabei für mich ein sehr willkommenes
Forum, um einen echten Diskurs, einen echten Austausch mit Ihnen führen zu
können - nicht das übliche Frage-Nichtantwort-Spiel, das häufig im Rahmen
von schriftlichen Presseanfragen prägend ist, sondern ein echter Austausch.

Ich hoffe und wünsche sehr, dass es gelingt, die Regierungspressekonferenz
so fortzuentwickeln, dass sie auch für die Zukunft ihre Bedeutung erhält
oder, besser noch, wieder an Bedeutung gewinnt. Ich weiß, Herr Mayntz, dass
Sie sich dazu Gedanken machen.

Unabhängig davon bleibt im Rückblick auf die letzten vier Jahre der etwas
ernüchternde Befund, dass es eine Vertrauenskrise in tragende Institutionen
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung gibt. Davon sind Regierung
und Presse gleichermaßen betroffen.

Ich durfte jetzt vier Jahre lang mit Ihnen darüber diskutieren, ob die
Regierung, ob das Innenministerium die richtigen Antworten auf diese
Herausforderungen gefunden hat. Ich nutze die heutige Gelegenheit, um Ihnen
meine Gedanken dazu mit auf den Weg zu geben, was aus meiner Sicht auf
Ihrer Seite wünschenswert wäre, um dieser Krise zu begegnen. Nur wenn man
sich der tragenden Rolle, die die vierte Gewalt für die Stabilität unserer
Gesellschaft bewusst ist, kann es aus meiner Sicht gelingen, das notwendige
Maß an Verantwortung zu entwickeln, das eine angemessene Ausübung dieser
Rolle erfordert. Ich will das an fünf Punkten ganz kurz erläutern.

Erstens. Gerade im Bereich der inneren Sicherheit gab es bis in die letzten
Tage hinein immer wieder Berichterstattung, die sich offensichtlich
ausschließlich daran orientierte, wie oft eine Meldung von Dritten zitiert
werden würde - nicht, wie sattelfest die Recherche war. Aus meiner
Beobachtung hat dieses Phänomen eher zu- als abgenommen. Damit riskiert man
nicht nur das Vertrauen in die Sicherheit und in die Arbeit der
Sicherheitsbehörden dieses Landes, sondern im Ergebnis auch das Vertrauen
in die Seriosität der Medien. Die Inkaufnahme von Vertrauensverlust
zugunsten eines Aufstiegs im Zitate-Ranking ist eine Rechnung, die über
kurz oder lang zu einem Negativsaldo führen muss.

Zweitens. Trotz Beschleunigung der Berichterstattung teilweise bis auf
Echtzeittempo und des allseits beklagten Exklusivitätsdrucks sollte
Seriosität in der Recherche immer Vorrang vor Schnelligkeit haben. Im
Bereich der Bewertung sollte dies auch gelten, und es sollte der Mut zu
eigenen Meinungen aufgebracht werden, statt sich der Meinung des
Schnellsten anzuschließen.

Drittens. Zu Recht betonen Sie regelmäßig die herausragende
Kontrollfunktion, die Sie unter anderem gegenüber der Regierung innehaben
und ausüben. Das ist wichtig und essenziell in einer demokratischen
Gesellschaft. Aber auch Medien haben Macht. Sie täten gut daran, auch
gegenseitig mehr Kontrolle auszuüben und auf unbestreitbar stattfindende
Fehler der Kolleginnen und Kollegen öffentlich hinzuweisen.

Mein vierter Punkt betrifft die Zurückhaltung in der Wortwahl. Wenn der
Rechtsstaat einmal wieder nicht abgeschafft wurde, obwohl zum x-ten Mal
davor gewarnt wurde, oder wenn der Staat in einer der größten
Herausforderungen der letzten 60 Jahre Flexibilität und Stabilität beweist
statt, wie es zu lesen war, zu versagen, dann darf man sich nicht wundern,
wenn niemand mehr auf die warnende und mahnende Stimme der Medien hört,
wenn es einmal wirklich ernst wird.

Zum Schluss. Ich wünsche mir etwas mehr Gelassenheit, wenn es um die
eigenen Interessen geht. Vielfach ohne Not wird der finale Angriff
staatlicher Stellen auf die Pressefreiheit vermutet und behauptet. Etwas
mehr Souveränität und mehr Gelassenheit in der Debatte täten hier gut. Nur
so, und nicht durch das Totschlagargument des drohenden Endes der
Pressefreiheit, kann es einen aus meiner Sicht überfälligen Diskurs darüber
geben, welche Rolle Medien heute und vor allem in der Zukunft einnehmen,
welche Rechte dabei unerlässlich sind, aber auch, wo es Grenzen geben muss,
deren Überschreitung nicht folgenlos bleiben darf.

All das klingt jetzt vielleicht sehr negativ, deswegen will ich es dabei
nicht belassen. Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, um mich zu
bedanken, und zwar ganz ehrlich: Bei Ihnen für herausfordernde vier Jahre,
für viele kritische Fragen und manch anregende Diskussion. Bei den
Sprecherinnen und Sprechern, meinen Kollegen hier oben auf der Bank, für
die immer kollegiale und freundliche Zusammenarbeit. Bei meinen Kolleginnen
und Kollegen im Pressereferat des BMI für eine unglaublich tolle
Teamleistung der letzten vier Jahre, die es uns ermöglicht hat, die großen
Herausforderungen gemeinsam zu bewältigen. Bei Thomas de Maizière, der mir
vor vier Jahren sein Vertrauen geschenkt hat. Bei den Protokollführerinnen
und Protokollführern der Regierungspressekonferenz, die mit ihrer
zuverlässigen und engagierten Arbeit und den daraus resultierenden
Protokollen eine wichtige Basis für die Pressearbeit der Bundesregierung
leisten.

Am kommenden Montag werde ich eine neue Aufgabe im Bundespresseamt
übernehmen und mich dort den Themen der ganzen Bundesregierung widmen.
Darauf freue ich mich ebenso wie auf ein Wiedersehen mit dem einen oder
anderen von Ihnen. Die Regierungspressekonferenz werde ich fortan nur noch
am Fernsehen verfolgen. Ich wünsche ihr und Ihnen von Herzen alles Gute!

Vorsitzender Mayntz: Herzlichen Dank, Herr Dimroth! Es war ein "echter
Dimroth". Wir haben uns häufiger darüber unterhalten, wie sich Sprecher
fühlen, wenn sie uns etwas "unter drei" sagen und dann "unter eins" darauf
angesprochen werden. Er hat jetzt gerade eine kleine Retourkutsche
gefahren. Ich sage jetzt nicht, welche Passage von mir "unter drei" gesagt
worden war, aber der Rollentausch ist jetzt gelungen, wunderbar. Herzlichen
Dank! Ich möchte es kurz zusammenfassen in der Feststellung: Wer wissen
will, warum es sich sowohl für Sprecher als auch für Mitglieder der BPK
immer wieder lohnen kann, hierher zu kommen in die
Regierungspressekonferenz, der sollte unter dem Stichwort "Dimroth" einmal
nachlesen, was er uns in den letzten vier Jahren alles gesagt hat. Vielen
Dank dafür!

Frage: Ehe Sie weglaufen, Herr Dimroth: Vielen Dank zum einen. Zum anderen
ganz kurz zu Punkt fünf: Können wir uns darauf verständigen, dass wir den
Begriff Pressefreiheit bei Bedarf auch durch den Begriff innere Sicherheit
austauschen können und die Aussage genauso gilt?

Dimroth: Darüber muss ich noch einen Moment nachdenken!

Vorsitzender Mayntz: Dann kommen wir zum angekündigten Thema Syrien.

Frage : Erstens. Nachdem der französische Staatspräsident Macron von
Beweisen gesprochen hat, die er für die russische Verantwortung für den
Giftgaseinsatz in Syrien vorliegen habe: Liegen diese Beweise der
Bundesregierung inzwischen auch vor? Wertet die Bundesregierung sie auch
als Beweise?

Zweitens. Wenn der Außenminister eine geschlossene Front des Westens im
Hinblick auf die Reaktionen einfordert: Wie verträgt es sich denn mit
dieser geschlossenen Front, wenn ein Teil der Länder offenbar darauf
eingestellt ist, militärisch auf den Giftgaseinsatz zu reagieren, während
ein anderer Teil das kategorisch ausschließt? Heißt das nicht am Ende, dass
eine geschlossene Front eigentlich nicht möglich ist?

StS Seibert: Ich will vielleicht einmal versuchen, ein bisschen weiter
auszuholen; vielleicht sind darin dann auch Antworten auf Ihre Fragen.

Ich denke, man sollte bei all dem an den Ausgangspunkt zurückgehen. In Duma
sind nach allem, was wir wissen, Chemiewaffen gegen Männer, Frauen und
Kinder eingesetzt worden. Viele von diesen Männern, Frauen und Kindern sind
einen schrecklichen Tod gestorben. Das sind Bilder, die uns alle erreicht
haben, die eigentlich auch jeden aufrütteln müssen, genau wie die Bilder
von Chan Schaichun vor einem Jahr oder die Bilder von anderen Orten in
Syrien, an denen das Assad-Regime bedenkenlos C-Waffen gegen die eigene
Bevölkerung eingesetzt hat.

Die Frage, vor der wir alle politisch stehen, ist also erst einmal: Wie
sollen wir umgehen mit diesem elementaren Bruch des Völkerrechts, mit
dieser erneuten Grausamkeit, die auch kein Kampf gegen Terroristen je
rechtfertigen kann? Die Chemiewaffenkonvention, die jeglichen Einsatz
verbietet und der übrigens Syrien angehört, ist ein wichtiger
zivilisatorischer Schritt, den die Staatengemeinschaft gemeinsam gegangen
ist. Diese Chemiewaffenkonvention beendet nicht alle Gräuel des Krieges,
aber sie ächtet unmissverständlich einige der schlimmsten Waffen, die je
erfunden worden sind. Wir alle müssen mit dafür sorgen, dass der Respekt
vor dieser Konvention nicht langsam erodiert und dass es keine Gewöhnung an
solche Kriegsverbrechen gibt.

Deswegen steht in diesem Zusammenhang Deutschland an der Seite all derer,
die ihre Abscheu vor diesem C-Waffen-Einsatz bekannt haben und die ein
klares Zeichen setzen wollen, dass so etwas nicht ungestraft bleiben kann.
Jeder leistet seinen Beitrag. Deutschland hat beispielsweise vor einigen
Jahren sehr engagiert an der Vernichtung syrischer C-Waffen-Bestände
mitgearbeitet. Wir stehen in engem, in ständigem Kontakt mit den USA, mit
Frankreich, mit Großbritannien, mit den permanenten Mitgliedern des 
UN-Sicherheitsrats und mit anderen europäischen Partnern.

Zusatzfrage: Ich möchte noch einmal die Frage nach den von Herrn Macron
angeführten Beweisen stellen. Hat die Bundesregierung diese Beweise
vorliegen, wertet sie sie als Beweise?

StS Seibert: Ich habe bewusst gesagt: Nach allem, was wir wissen, sind dort
Chemiewaffen eingesetzt worden. Das syrische Regime hat leider eine
Tradition, eine traurige und üble Tradition des C-Waffen-Einsatzes gegen
die eigene Bevölkerung, und es gibt schwere Indizien, die auch in diesem
Fall in Richtung des syrischen Regimes zeigen.

Frage: Auch eine Frage zu Syrien: Nun soll Syrien den Vorsitz des 
UN-Abrüstungsausschusses übernehmen, der auch für Chemiewaffen zuständig ist.
Es gibt einen Aufruft zum Boykott. Wie wird sich die Bundesregierung da
verhalten?

Adebahr: Ich kann Ihnen dazu jetzt keine abschließende Mitteilung machen.
Klar ist, dass wir UN-Gremien in ihrer Arbeit unterstützen. Unsere Haltung
gegen Chemiewaffen hat Herr Seibert gerade ganz klar dargelegt. Wir sind
der Ansicht, dass das Chemiewaffenübereinkommen, das Völkerrecht und auch
alle UN-Gremien, die sich mit dieser Thematik befassen, gestärkt werden
müssen und gut und ordentlich arbeiten können sollen. Im Lichte dieser
inhaltlichen Aussage wird dann auch damit umzugehen sein, wenn es denn zu
diesem Schritt kommt, den Sie beschrieben haben.

Zusatzfrage: Aber dieser Vorsitz wechselt ja turnusmäßig. Sie haben ja
gerade beschrieben, dass nach allem, was Sie wissen, ausgerechnet Syrien
dieses Übereinkommen wohl gebrochen hat.

Adebahr: Natürlich, und deswegen werden wir uns in der Arbeit in diesem
Gremium damit auseinandersetzen, was es dann heißt, wenn Syrien
turnusmäßig, also gemäß der Verwaltungsregelungen, die es dort gibt, diesen
Vorsitz übernehmen sollte.

Frage: Herr Seibert, Frau Adebahr, Deutschland hat sich ja zum Zeitpunkt
des Libyenkrieges mit einer Enthaltung positioniert. Wie könnte oder wie
würde denn praktische Solidarität in diesem Fall aussehen, wenn Verbündete
wie Großbritannien, Frankreich oder die USA Deutschland nach seinem Beitrag
fragen?

Herr Neumann, welche Fähigkeiten könnte die Bundeswehr dabei einbringen?

StS Seibert: Bevor Herr Neumann antwortet, möchte ich sehr davor warnen,
jetzt einfach die Situationen, die sich über die Jahre ergeben haben, hier
miteinander zu vergleichen oder gleichzusetzen. Ich hoffe, ich habe sehr
klar gemacht, dass wir ganz klar an der Seite und im Schulterschluss mit
unseren Partnern Amerika, Frankreich, Großbritannien und anderen stehen und
völlig einig sind in der Zielsetzung, das international gültige Verbot des
Einsatzes solcher C-Waffen aufrechtzuerhalten und durchzusetzen. Jeder
leistet seinen eigenen Beitrag und wir sind uns in dieser Zielsetzung
vollkommen einig. Spekulationen möchte ich hier jetzt nicht betreiben. Die
Bundeskanzlerin hat sich zu einem militärischen Beitrag gestern geäußert.

Neumann: Zu dieser Aussage von Herrn Seibert habe ich nichts zu ergänzen.
Ich verweise hiermit ebenfalls auf die Ausführungen der Bundeskanzlerin zu
einem möglichen Beitrag der Bundeswehr.

Frage: Herr Seibert, lehnt die Bundesregierung nur eine militärische
Beteiligung ab, oder lehnt sie auch das Mittel eines Militärschlags
grundsätzlich ab?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat ja gestern ganz klar von einer
militärischen Beteiligung Deutschlands gesprochen. Wenn Sie sich an die
militärische Reaktion erinnern, die die Amerika nach Chan Schaichun gezeigt
haben - mit Luftschlägen gegen syrische Ziele -, so haben wir die damals
nachvollziehbar genannt.

Frage: Ich möchte auch noch einmal zur Definition von dem kommen, was Sie
sagen, also dass Deutschland da an der Seite der Partner in dieser Frage
ist. Wie kann man sich das jetzt konkret vorstellen? Kann man sich das so
vorstellen, dass man einen Militärschlag toleriert? Gibt es noch andere
Möglichkeiten, wie die Bundesregierung in dem Falle an der Seite der
Partner stehen kann?

StS Seibert: Zunächst - ich wiederhole mich - werde ich mit Ihnen hier
nicht über Dinge spekulieren, die noch gar nicht eingetreten sind. Die
Bundeskanzlerin hat gestern eine klare Stellung bezogen, und genauso klar
ist unsere Stellung, dass wir alle Bemühungen der Vereinten Nationen
unterstützen, dass wir es sehr bedauern, dass russische Vetos ein gutes
Funktionieren des UN-Sicherheitsrats in diesem Fall verhindert haben, dass
wir alles tun werden, um diplomatisch-politisch auch den Druck auf Russland
- das natürlich der wichtigste Verbündete des Assad-Regimes ist -
aufrechtzuerhalten und dass dies auch der Gegenstand von Gesprächen ist,
die die Bundeskanzlerin beispielsweise natürlich auch mit Präsident Putin
geführt hat.

Frage: Herr Seibert, noch einmal zu der Frage von dem Kollegen, die, glaube
ich, nicht beantwortet wurde: Herr Maas hat ja eine geschlossene Front,
also einen Zusammenschluss der Partner in Europa gefordert. Wie sehen Sie
das? Ist das geschlossen, wenn einer der wichtigen Partner dann eine andere
Meinung einnimmt, Deutschland dann also sozusagen nicht mitmacht, was
Frankreich, Großbritannien und die USA betrifft? Gibt es da eine
unterschiedliche Auffassung innerhalb der Regierung?

Zweitens. Es gibt Kritik an der Kanzlerin, dass von ihr zu wenig Initiative
komme, wenn es um die Frage geht, wie ein Friedensprozess angestrebt werden
könnte, und dabei wird immer an die Ostukraine erinnert. Ist vielleicht in
dieser Hinsicht etwas geplant, also dass es von Deutschland, von der
Kanzlerin aus eine Friedensinitiative geben könnte, um zu versuchen, die
Kontrahenten an einen Tisch zu bekommen?

StS Seibert: Ich teile es ausdrücklich nicht, wenn Sie von
unterschiedlichen Meinungen sprechen, und zwar weder innerhalb der
Bundesregierung oder gar zwischen Kanzleramt und Auswärtigem Amt noch mit
den europäischen Partnern. Ich dachte eigentlich, dass ich es deutlich
gemacht habe - vielleicht nicht deutlich genug -: Wir alle sind zutiefst
besorgt darüber, dass es in Syrien erneut zu C-Waffen-Einsatz gegen die
Bevölkerung gekommen ist.

Zusatz: Es geht nur um das gemeinsame Vorgehen.

StS Seibert: Trotzdem: Wir alle teilen das Ziel, dass die 
C-Waffen-Konvention, die genau solche mörderischen Einsätze ächtet, durchgesetzt und
aufrechterhalten wird, dass das nicht erodiert, dass sich niemand daran
gewöhnen kann, dass so etwas ungestraft vonstattengeht. In dieser Haltung
sind wir uns vollkommen einig. Die Beiträge, die einzelne Staaten leisten,
mögen unterschiedlich sein zwischen permanenten Mitgliedern des 
UN-Sicherheitsrats und Ländern, die das nicht sind. In der Bundesregierung
sind wir uns in dieser Sache aber vollkommen einig und es gibt eine ganz
enge Abstimmung zwischen Heiko Maas und der Bundeskanzlerin. So ist es auch
mit den europäischen Partnern.

Adebahr: Ich kann Sie vielleicht auch noch einmal auf das verweisen, was
der Bundesaußenminister heute Morgen in Brüssel gesagt hat und was er auch
schon gestern gesagt hat, nämlich dass die enge Abstimmung zwischen den
Partnern gerade stattfindet - es gibt ja auch noch keine Entscheidung - und
dass wir in einem Prozess der engen Abstimmung sind, der jetzt gerade
läuft. Er ist eben der Meinung - und das ist hier auch schon gefallen -,
dass es richtig ist, dass dieser Chemiewaffeneinsatz Konsequenzen haben
muss. Insofern beraten wir darüber jetzt in einer engen Abstimmung mit den
Partnern. Die Kanzlerin hat gestern zum militärischen Beitrag Deutschlands
gesagt, was zu sagen war.

Vielleicht noch zur Frage des politischen Prozesses, den wir dort sehen
wollen und den wir unterstützen: Wir haben eine von Frankreich - eben auch
da die enge Abstimmung - ins Leben gerufene Initiative gegen die
Straflosigkeit des Einsatzes von Chemiewaffen von Anfang an sehr
unterstützt, so wie wir nach 2013 auch am Prozess der Vernichtung der
Chemiewaffen Assads sehr stark beteiligt waren. Zu dieser Initiative
Frankreichs, die jetzt auflebt und fortlebt und noch einmal intensiviert
werden soll, sind wir mit Frankreich in einem sehr engen Gespräch, um da
sehr bald eben auch noch einmal ein sichtbares Zeichen zu setzen, dass die
internationale Staatengemeinschaft diese Waffe ächtet und dass wir alle
gemeinsam daran arbeiten, dass das Verbot auch durchgesetzt wird.

StS Seibert: Weil Sie auch nach den friedenspolitischen Aktionen gefragt
haben: Es gibt den Versuch eines Friedensprozesses für Syrien, den Genfer
Prozess unter Leitung der UN - mühselig und sicherlich noch nicht mit
befriedigenden Ergebnissen, aber das ist nicht die Schuld derjenigen, die
da wirklich rund um die Uhr voranzukommen versuchen. Diesen Friedensprozess
unterstützen wir politisch-diplomatisch mit all unseren Möglichkeiten.

Zusatzfrage: Sie haben von unterschiedlichen Beiträgen gesprochen. Ist der
deutsche Beitrag dann, es mit zu ächten und weiter zu versuchen,
Chemiewaffen zu zerstören? Oder was ist unabhängig davon der deutsche
Beitrag im Vorgehen gegen Syrien?

StS Seibert: Zurzeit leisten doch alle den gleichen Beitrag: Erstens.
Vollkommen klar machen, wo wir stehen, und auch Russland mit politischem
Druck versehen, damit es seinen Einfluss auf das Assad-Regime einsetzt -
hoffentlich -, zu versuchen, den UN-Sicherheitsrat in die Lage zu
versetzen, zu funktionieren, was wegen bedauerlicher russisches Vetos - im
Übrigen nicht zum ersten Mal in der ganzen Syrien- und C-Waffen-Problematik
- im Moment nicht möglich ist. Das ist der Beitrag, den alle leisten.
Einzelne Staaten denken noch über andere Optionen nach, aber derzeit
leisten wir alle diesen Beitrag, den politischen Druck zu erhöhen und
vollkommen klar zu machen, dass der C-Waffen-Einsatz nicht ungestraft im
totalen Bruch mit der Chemiewaffenkonvention vonstattengehen darf.

Frage: Ich habe eine Frage zur Vernichtung der Chemiewaffen, an der
Deutschland ja mitgearbeitet hat. Kann man sagen, dass das komplett
vollständig gewesen ist, dass man die Chemiewaffen damals komplett
vernichtet hat? Wo kommen dann die Waffen her, die jetzt vom Assad-Regime
eingesetzt worden sind?

Adebahr: Ich glaube, es ist bedauerlicherweise so, dass wir davon ausgehen
müssen, dass nicht alle Chemiewaffen ganz vollständig vernichtet wurden.
Dazu gibt es aber auch Abschlussberichte der OVCW, also der Organisation
für das Verbot chemischer Waffen, die dafür zuständig ist. Deutschland hat
sich damals in dem Rahmen, in dem uns Bestände zur Verfügung gestellt
wurden, sehr aktiv an der ordnungsgemäßen und sachgemäßen Vernichtung
dieser Bestände beteiligt. Dieser Einsatz, den wir jetzt sehen, ist aber
einfach da, und mit dem müssen wir umgehen. Die OVCW selbst, die damals,
2013, die Untersuchung eingeleitet hatte, sieht eben jetzt hinreichende
Anhaltspunkte dafür, dass dieser Chemiewaffeneinsatz stattgefunden hat, und
hat deshalb eine Untersuchungsmission in Auftrag gegeben, die anfangen wird
- hoffentlich anfangen wird -, ihrer Arbeit dort nachzugehen und genau
diese Fragen noch einmal zu überprüfen.

Frage: Ich möchte noch einmal nach dem Verhältnis zu US-Präsident Trump
fragen, der ja die Drohung, dass es einen Angriff geben wird, per Twitter
auf besondere Weise ausgesprochen hat. Wie groß ist das Vertrauen der
Bundesregierung, dass dieser US-Präsident das gut in der Hand hat? Es ist
ja beschrieben worden, dass er eher wie ein Rocker darauf reagiert. Glauben
Sie, dass er die Ruhe und seinerseits die nötige Seriosität haben wird, mit
diesem Thema umzugehen, oder befürchten Sie eher, dass das 
Ad-hoc-Handlungen werden könnten?

StS Seibert: Ich werde es wie bisher halten und einzelne Tweets nicht
kommentieren und hier auch keine Persönlichkeitsnoten verteilen. Wir haben
einen engen Kontakt mit dem Präsidenten und seinen Beratern, militärisch
wie auch sonst. In diesem Kontakt gibt es eine sehr enge Abstimmung. Wir
teilen, wie gesagt, das Entsetzen über das, was da passiert ist, wir teilen
die Entschlossenheit, dass das, was passiert ist, für die Zukunft nach
allen menschlichen Möglichkeiten verhindert werden muss, und dass es
deswegen richtig ist, deutliche und klare Zeichen für die Einhaltung der 
C-Waffen-Konvention zu setzen.

Zusatzfrage: Ich verstehe, dass Sie nicht Tweets kommentieren wollen, aber
das war ja nicht irgendein Tweet, sondern das ist ja Kriegs- und
Weltpolitik, und es ist ja das Sprachmittel dieses Präsidenten, das per
Twitter anzukündigen. Löst das in der Bundesregierung Irritationen oder
Unruhe aus oder sagen Sie "Der ist so und der wird sich, wie andere
Präsidenten, auch wieder benehmen"?

StS Seibert: Wir konzentrieren uns auf die engen Kontakte, die wir mit der
amerikanischen Regierung haben.

Vorsitzender Mayntz: Dann wechseln wir das Thema und kommen, wie auch sonst
freitags üblich, zu den Terminen der Kanzlerin in der nächsten Woche.

StS Seibert: Zu den öffentlichen Termine in der kommenden Woche: Es beginnt
am Dienstag, dem 17. April, mit dem Besuch der neuseeländischen
Premierministerin Jacinda Ardern. Da sie zum ersten Mal als
Premierministerin nach Berlin kommt, wird sie mit militärischen Ehren
empfangen, und zwar um 12 Uhr. Anschließend findet das Gespräch mit der
Bundeskanzlerin statt. Sicherlich gibt es dabei auch einen Austausch über
die regionalen Entwicklungen und darüber, wie man die bilateralen
Beziehungen noch weiter vertiefen kann. Auch das Freihandelsabkommen
zwischen der EU und Neuseeland wird sicherlich ein Diskussionsthema sein.
Im Anschluss gibt es dann eine Pressekonferenz.

Am Dienstagabend um 18 Uhr nimmt die Bundeskanzlerin am Jahresempfang des
Bundes der Vertriebenen, des BdV, teil. Das findet hier in Berlin in der
Katholischen Akademie statt. Sie wird dort ein Grußwort sprechen.

Am Mittwoch tagt um 9.30 Uhr, zur üblichen Zeit und am üblichen Ort, das
Bundeskabinett unter Leitung der Bundeskanzlerin.

Am Mittwochnachmittag reist die Bundeskanzlerin nach Bad Schmiedeberg in
Sachsen-Anhalt zur sogenannten MPK-Ost, also der Konferenz der
Regierungschefs und -chefinnen der ostdeutschen Länder. Auf der
Tagesordnung stehen zum Beispiel natürlich die Koalitionsvorhaben im
Koalitionsvertrag, die von besonderer Bedeutung für die ostdeutschen Länder
sind, die gesamtdeutsche Strukturförderung nach 2019 sowie auch die
Kommissionen, die jetzt eingerichtet werden: "Gleichwertige
Lebensverhältnisse" und "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung". Im
Anschluss an diese Veranstaltung wird es gegen kurz nach 16 Uhr eine
Pressekonferenz geben, in der die Bundeskanzlerin zusammen mit
Ministerpräsident Haseloff auftreten wird.

Am Donnerstag kommt dann Frankreichs Präsident Emmanuel Macron nach Berlin,
um ein Arbeitstreffen mit der Bundeskanzlerin zu haben. Die genauen
Einzelheiten des Programms teilen wir Ihnen dann noch etwas näher an den
Terminen mit.

Am Donnerstag um 17 Uhr wird die Bundeskanzlerin Bill Gates in seiner
Eigenschaft als Ko-Vorsitzender der Bill & Melinda Gates Stiftung
empfangen. Ich will dem Gespräch nicht vorgreifen, aber die Bill & Melinda
Gates Stiftung wird hier in Berlin im Oktober dieses Jahres gemeinsam mit
der Bundesregierung eine große Konferenz, die sogenannte 
Grand-Challenges-Konferenz, durchführen. Ich denke, viele von Ihnen wissen, dass sich die
Bill & Melinda Gates Stiftung ganz besonders dem Kampf gegen Tuberkulose,
Malaria und Aids widmet. Gerade im Kampf gegen diese Krankheiten und auch
gegen Ebola gibt es vielfache Berührungspunkte mit uns und Zusammenarbeit
mit der Bundesregierung, auch mit Blick auf die Erforschung und Entwicklung
von Medikamenten und Impfstoffen.

Am Freitag kommt um 19 Uhr der indische Ministerpräsident Narendra Modi zu
einem Gespräch ins Bundeskanzleramt.

Am Sonntag geht es dann nach Hannover: Die Hannover Messe 2018 wird am
Sonntagabend um 18 Uhr eröffnet, und zwar wie immer durch die
Bundeskanzlerin und den Vertreter des Partnerlands - in diesem Jahr also
des Präsidenten von Mexiko. Es kommt danach zu einem Gespräch der
Bundeskanzlerin mit Herrn Peña Nieto.

Am Montag, 23. April - das kann ich dann gleich vorwegnehmen -, wird es den
traditionellen Eröffnungsrundgang gemeinsam mit dem mexikanischen
Präsidenten geben, zum Beispiel auf dem Gemeinschaftsstand Mexikos, aber es
werden auch eine Reihe von vor allem deutschen und mexikanischen Ständen
besucht. Zum Abschluss dieses Rundgangs finden gegen 11 Uhr kurze
Pressestatements von Herrn Peña Nieto und der Bundeskanzlerin statt.

Dann werden beide das mexikanisch-deutsche Wirtschaftsforum auf der
Hannover Messe eröffnen.

Frage: Herr Seibert, eine Nachfrage zum Treffen mit den ostdeutschen
Ministerpräsidenten am Mittwoch. Wird dort auch die Zukunft der
Braunkohlestandorte Lausitz/Mitteldeutschland besprochen? Steht das auf der
Agenda?

StS Seibert: Ich habe Ihnen versucht, einigermaßen zu skizzieren, was
mögliche Themen sein werden. Natürlich kann ich jetzt nicht sagen, welche
Themen die Ministerpräsidenten der ostdeutschen Länder miteinander
besprechen. Aber es geht auch um die eingesetzten Kommissionen, also
beispielsweise die Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung",
die sich ja mit dem Strukturwandel in den betroffenen Regionen befassen
wird. Das, glaube ich, trifft schon in die Richtung Ihrer Frage. Aber ich
denke, wir sollten gemeinsam die Veranstaltung in Bad Schmiedeberg
abwarten.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Termin mit Macron. Wird Herr Macron von
anderen Kollegen aus seinem Kabinett begleitet? Ganz konkret gefragt: Wird
der zuständige Wirtschafts- und Finanzminister dabei sein, und gibt es
Gespräche mit Herrn Scholz? Denn man hat mit Frankreich im Moment doch eine
ganze Reihe von gemeinsamen Projekten in der Pipeline.

StS Seibert: Ich ahne, dass Sie auf den angekündigten Ministerrat
Deutschland und Frankreich anspielen, der ja von beiden, glaube ich,
neulich in Paris oder auch in Brüssel verkündet wurde. Das ist jetzt nicht
dieser Termin. Dies ist ein Termin, bei dem die Bundeskanzlerin mit Herrn
Macron und seinem engeren Team gemeinsam die Arbeit vorantreibt. Dieser
Ministerrat ist zu einem Termin im Mai geplant.

Frage: Ich habe eine Frage an das Arbeits- und Sozialministerium. Frau
Küchen, Ihr Haus hat eine Kleine Anfrage der AfD beantwortet. Da ging es -
kurz gefasst - um die Frage, ob die Zahl behinderter Kinder durch Inzest
unter Migranten gestiegen sein könnte. Hat man sich jenseits aller
Statistiken und Fragen bei Ihnen im Haus Gedanken über die ethische
Qualität dieser Anfrage gemacht? Haben Sie eine Position dazu?

Küchen: Ich habe die Beantwortung gesehen. Ich bin aber momentan noch nicht
sprechfähig. Das, was dort anklingt - um es gleich vorweg zu nehmen -, ist
jedoch problematisch im Duktus.

Gleichwohl würde ich Sie bitten, dass ich jetzt nachhöre und Ihnen eine
Antwort nachliefere.

Zusatzfrage: Darf ich darum bitten, dass die Antwort generell zur Verfügung
gestellt wird?

Küchen: Ja, das kann ich machen. Klar.

Frage: Eine Frage an das Bundesfinanzministerium: Der griechische
Finanzminister Tsakalotos war heute zu Besuch bei Herrn Scholz. Abgesehen
davon, dass es ein Antrittsbesuch ist, können Sie uns etwas über den Inhalt
des Gesprächs erzählen?

Blankenheim: Ich kann Ihnen jetzt über den Inhalt des Gesprächs nichts
mitteilen.

Generell zum Thema Griechenland: Die Entscheidungen sind vor Ende des
Programms, das ja am 20. August ausläuft, zu treffen. Dann wird sich auch
die Euro-Gruppe mit den entscheidenden Fragen Schuldentragfähigkeit und
Stand der Programmumsetzung beschäftigen. Wir werden den abschließenden
Bericht bis zur Sommerpause von den Institutionen erwarten. Wir erwarten
von Griechenland, dass sie ein glaubwürdiges Wachstumsprogramm vorlegen.

Zusatzfrage: Sie haben die Frage der Schuldentragfähigkeit und der
Schuldenerleichterung angesprochen. Können Sie sich generell vorstellen,
dass Maßnahmen zur Schuldenerleichterung Griechenlands, wenn notwendig,
ohne neue Auflagen getroffen werden?

Blankenheim: Ich muss Sie da auf das Verfahren verweisen, das ich gerade
skizziert habe. Insofern muss ich um Geduld bitten.

Frage: Herr Blankenheim, seit dem neuen Minister erfährt man über die
Fortschritte und die Schulden, was Griechenland betrifft, überhaupt nichts.
Die Informationspolitik des Vorgängers von Herrn Scholz grenzte ja geradezu
an Geschwätzigkeit, wenn man das mit dem vergleicht, was jetzt abläuft.
Finden Sie nicht, dass Sie angesichts dessen, dass bis zum Juli ein
Ergebnis gefunden werden muss, das auch den Deutschen Bundestag sehr stark
tangieren wird, dass Sie Ihre Informationspolitik überdenken müssten?

Blankenheim: Sie können sich sicher sein, dass der Bundestag und auch Sie
rechtzeitig informiert werden. Es ist vom Verfahren her nun einmal auch
eine Aufgabe in der Eurogruppe. Darauf muss ich jetzt im Moment hinweisen.

Zusatzfrage: Noch einmal: Es gibt konkrete Vorschläge des ESM und der
französischen Regierung. Sie haben das auch irgendwie durchgestochen, sage
ich einmal. Sie sind also publik geworden. Von der deutschen Seite, die ja
ein entscheidendes Wort mitzureden hat, erfährt man gar nichts. Sie müssen
doch irgendetwas - wie es früher unter Schäuble hieß - "in der Schublade"
haben. Können Sie uns etwas davon mitteilen?

Blankenheim: Sie können sich sicher sein, dass sich das Haus mit dem Thema
befasst. Wir werden Sie zu gegebener Zeit darüber informieren.

Vorsitzender Mayntz: Gern auch an dieser Stelle wieder.

Frage: Herr Seibert, zum Thema Nord Stream 2: Die Kanzlerin hat sich am
Dienstag und ihr dänischer Gast gestern dazu geäußert. Beide sprachen von
einer politischen Dimension dieses Projektes. Die Kanzlerin hat gesagt,
dieses Projekt sei nicht möglich, wenn die Frage des ukrainischen Transits
nicht geklärt sei. Mich würde interessieren, welche Konsequenzen diese
Aussage oder die beiden Aussagen der Kanzlerin und des dänischen
Ministerpräsidenten haben werden? Welche Klarheit will denn die Kanzlerin
haben? Was passiert mit diesem Projekt, wenn es keine Klarheit gibt?

StS Seibert: Eigentlich haben wir darüber schon viele Male gesprochen und
im Grunde immer in dem gleichen Sinne. Nord Stream 2 ist ein
wirtschaftliches Projekt. Aber es ist natürlich kein Projekt, das im
politisch luftleeren Raum realisiert wird, sondern es ist ein Projekt, das
politische Auswirkungen hat, ganz besonders auf die Ukraine. Deswegen haben
wir hier vielfach gesagt, dass das ein unternehmerisches Projekt ist und
dass die Genehmigung mit der Erfüllung der für so etwas geltenden Regeln zu
tun hat; dennoch geht es natürlich auch darum - deswegen unterstützen wir
gerade, was der Kommissar und Vizepräsident der Europäischen Kommission
Sefcovic macht -, mit Russland und der Ukraine nach Lösungen zu suchen,
damit die Ukraine weiterhin eine Rolle als Transitland für russisches Gas
spielen kann. Das hat die Bundeskanzlerin jetzt noch einmal wiederholt. Das
hat sie auch dem russischen Präsidenten bei Gesprächen mitgeteilt. Über die
Bedenken, die die Ukraine hat, hat sie natürlich auch intensiv mit
Präsident Poroschenko gesprochen.

Zusatzfrage: Mir ist trotzdem nicht so ganz klar, welchen Hebel die
Bundesregierung im Falle einer weiteren Unklarheit hat. Kann die
Bundesregierung dieses Projekt Nord Stream 2 stoppen und die Genehmigung,
die bereits erteilt wurde, zurückziehen?

StS Seibert: Wir unterstützen Gespräche, die Herr Sefcovic mit der
russischen Seite und mit der ukrainischen Seite führt. Wir tun das mit
allem Nachdruck. Wir sind auch nicht allein dabei. Wenn Sie gestern den
dänischen Ministerpräsidenten Løkke Rasmussen hier in Berlin gehört haben,
dann gab es überhaupt keinen Unterschied von seiner Haltung zu der der
Bundeskanzlerin. Es gibt auch andere europäische Länder, die genau diesen
Lösungsweg unterstützen, der zu hohe Einbußen für die Ukraine verhindern
soll. Das ist das, worauf wir uns in politischer und diplomatischer Weise
konzentrieren.

Frage: Eine Frage an das Justizministerium: Gestern haben sich in dem Sitz
von Eurojust Rechtsanwälte aus Spanien und aus Schleswig getroffen, um noch
einmal über den Fall Puigdemont zu reden. Angeblich haben die spanischen
Kollegen den Rechtsanwälten neues Material über den Fall Puigdemont und
natürlich mehr Material über die Rebellion übergeben. Ich würde gern
wissen: Wie bewerten Sie dieses Treffen? Ist das normal, oder ist das als
eine Art Druck aus Spanien an die Richter des Oberlandesgerichtes Schleswig
zu betrachten?

Malachowski: Zunächst einmal ist es ein ganz normaler Vorgang im Rahmen
eines Verfahrens nach dem Europäischen Haftbefehl, dass die Behörden der
jeweiligen Mitgliedstaaten miteinander in Kontakt treten. In diesem Fall
erfolgte der direkte Austausch über Eurojust. Normalerweise geschieht das
schriftlich. Aber man kann sich natürlich auch persönlich treffen. Von uns
war niemand an dem Treffen beteiligt. Deswegen kann ich auch zum Inhalt und
sonst zu diesem Treffen nichts sagen.

Zusatzfrage : In der spanischen Presse ist zu lesen, dass die deutschen
Richter die Auslieferung von Puigdemont praktisch sofort hätten beschließen
müssen, weil diese europäische Auslieferung im Grunde genommen automatisch
geht, sie sich aber stattdessen eine eigene Meinung über diese Auslieferung
gemacht haben. Es ist, als ob es eine Vertrauenslüge zwischen Deutschland
und Spanien in diesem Fall besonders geben sollte. Sind Sie damit
einverstanden?

Malachowski: Nach den deutschen Bestimmungen zum Europäischen Haftbefehl
ist es eine Prüfung, die durch Oberlandesgerichte in Deutschland erfolgt.
Es gibt eine justizielle Prüfung. Das ist nicht automatisch.

Zusatzfrage: In manchen Fällen ist es automatisch gewesen. Auf der
spanischen Seite gab es zum Beispiel in den letzten Jahren hundert
Auslieferungen ohne Prüfung von Richtern in Spanien, während Deutschland
das gefordert hat.

Malachowski: Okay. Ich kann jetzt wirklich nichts dazu sagen, wie die
Spanier das auf ihrer Seite machen. Es tut mir Leid. Dazu kann ich wirklich
nicht Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Also Sie betrachten das nicht als Druck, dass dieses
Zusammentreffen in Den Haag stattgefunden hat?

Malachowski: Nein, wie gesagt: Es ist ganz normal, dass die
Staatsanwaltschaften der beteiligten Länder bei so einem
Auslieferungsverfahren miteinander in Kontakt treten. Ob sie das nun
schriftlich machen oder telefonisch oder persönlich, das ist ihnen
überlassen. Wie es genau zu diesem Treffen kam, das weiß ich nicht.
Vielleicht waren sie zufällig alle vor Ort. Da müssten Sie wahrscheinlich
dort nachfragen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium: Herr Kautz, die
Bundesdrogenbeauftragte hat in dieser Woche einmal wieder ein Werbeverbot
für Tabakprodukte in Deutschland gefordert. Deutschland ist das einzige
Land in der EU, wo es ein solches Verbot noch nicht gibt. Wie steht Herr
Spahn dazu? Plant er ein solches Gesetz noch einmal auf den Weg zu bringen,
und wenn nicht, warum nicht?

Kautz: Das ist momentan auf jeden Fall nicht in der Planung. Das steht
nicht im Koalitionsvertrag, und es würde auch den Entschlüssen, zum
Beispiel der CDU, widersprechen. Also es ist momentan nicht in der Mache,
nicht in der Diskussion bei uns.

Zusatzfrage: Aber Frau Mortler ist ja auch Mitglied der Union. Das heißt,
wie bewerten Sie es, dass es, obwohl sie das fordert, kein Bestreben von
Herrn Spahn gibt? Oder, noch einmal anders gefragt: Wie steht Herr Spahn zu
einem solchen Verbot?

Kautz: Frau Mortler als Drogenbeauftragte steht es frei, so etwas zu sagen
und vernünftige Vorschläge zu machen, was Suchtprävention anbetrifft. Aber
von unserer Seite aus ist keine Initiative geplant.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht noch etwas zu sogenannten
Tabakverdampfern sagen? Wie bewertet Ihr Haus das? Ist das die gesündere
Alternative zu konventionellen Tabakprodukten?

Kautz: Das möchte ich von dieser Stelle aus echt nicht bewerten. Das weiß
ich nicht. Dazu kann ich Ihnen nichts sagen.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht nachreichen?

Kautz: Das kann ich tun.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert bezüglich des Treffens der
Bundeskanzlerin mit dem serbischen Präsidenten Vučić heute. Der serbische
Präsident hat angekündigt, einen neuen Vorschlag zur Lösung der Statusfrage
der serbischen Minderheiten im Kosovo zu präsentieren. Wie setzt sich
gerade Deutschland für die Lösung dieser Frage ein? Können Sie das
beantworten?

StS Seibert: Sie sind, wenn ich das so sagen darf, im falschen Gebäude. 500
Meter weiter in diese Richtung findet gerade das Treffen zwischen der
Bundeskanzlerin und Präsident Vučić mit anschließender Pressekonferenz
statt. Ich glaube, es wäre sehr komisch, wenn ich jetzt von hier über
Inhalte dieses Treffens, das dort gerade läuft, spreche. Ich empfehle
Ihnen, wenn Sie es zeitlich noch schaffen, hinüber zu rennen.

Zusatzfrage: Aber es ist keine Pressekonferenz vorgesehen.

StS Seibert: Nichtsdestotrotz findet dort das Treffen statt, das ich jetzt
hier nicht kommentieren kann. Pressestatements sind für den Beginn des
Treffens angekündigt gewesen.

Zuruf: Aber ohne die Möglichkeit, Fragen zu stellen.

StS Seibert: Ich möchte trotzdem einem Treffen, das gerade stattfindet,
hier nicht vorgreifen. Herr Vučić war ja vor nicht allzu langer Zeit in
Berlin. Das ist erst wenige Wochen her. Da gab es eine Pressekonferenz. Da
ist auch das Thema besprochen worden.

Zusatzfrage: Wie Sie gesagt haben, beobachten wir in der letzten Zeit einen
regen Austausch zwischen der Bundeskanzlerin und dem serbischen
Präsidenten. Dennoch hat er nach der Festnahme von Djuric - und das war
nach dem Treffen mit der Bundeskanzlerin - Putin angerufen und um Rat
gebeten. Wie sieht die Bundesregierung die Nähe Serbiens zu Russland?

StS Seibert: Auch die Bundeskanzlerin hat gerade erst mit Präsident Putin
telefoniert. Wir können und wollen doch unseren Partnern in anderen Ländern
nicht vorschreiben, welche Kontakte sie darüber hinaus noch machen.

Dass Russland in Serbien kulturell eine gewisse Rolle spielt und dass es da
Kontakte gibt, ist nichts Neues.

Frage: Ich würde mir gerne vom Bundesfinanzministerium die Position von
Herrn Scholz zum Thema gemeinsame Einlagensicherung erläutern lassen. Es
gab heute einen Zeitungsbericht, in dem es hieß, er stehe wie sein
Vorgänger bei diesem Thema auf der Bremse und betrachte es allenfalls als
ein mittelfristiges Projekt. Ist die Position des Ministers einigermaßen
zutreffend wiedergegeben?

Blankenheim: Zu dem Thema kann ich Ihnen sagen, dass es ein vereinbartes
Verfahren gibt - und dabei bleibt es auch. Die Position hierzu wurde ja
schon von der Bundesregierung in der letzten Eurogruppe und beim Treffen
der europäischen Finanzminister am 12. und 13. März in Brüssel vorgetragen.

Es geht darum, dass erst die Risiken in und für die Banken ausreichend
reduziert werden müssen, und erst dann kann es zu einer politischen
Diskussion über eine etwaige Vergemeinschaftung der Einlagensicherung
kommen. Dem habe ich auch gar nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich hätte eine Frage zu den Internetaktivitäten der Bundesregierung.
Die Bundesregierung nutzt Videoplattformen und soziale Medien für
zahlreiche eigene Formate, etwa für Interviewsendungen mit der
Bundeskanzlerin. Potenziell haben diese Formate eine große Reichweite, sind
redaktionell gestaltet und folgen einem Sendeplan. Alles, was zum Rundfunk
fehlt, ist eine lineare Ausstrahlung - ein Kriterium, das in Zeiten von
Mediatheken und Netflix überholt scheint.

Eine Frage an Herrn Seibert: Sollten Interviews mit der Kanzlerin nicht
vielleicht von unabhängigen Journalisten geführt werden?

Zweitens. Ist es Aufgabe der Regierung, rundfunkähnliche Produkte
anzubieten?

StS Seibert: Ich bin unbedingt dafür, dass die Bundeskanzlerin sich
unabhängigen Journalisten zum Interview stellt, was sie immer und immer und
immer wieder tut - nicht nur in Pressekonferenzen, sondern auch in
richtigen Interviews. Ich könnte Ihnen die Zahl der Interviews in den
letzten zwei Jahren gerne nachreichen. Da gibt es keinen Mangel.

Ansonsten haben wir unsere Auffassung ja sehr deutlich gesagt. Wir nutzen
in der Tat als Bundespresseamt für die Bundesregierung Facebook, YouTube,
Instagram, Twitter als eine zeitgemäße Erweiterung der
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. Damit kommen wir unserem
verfassungsgemäßen Auftrag nach, die Menschen über die Tätigkeit, die
Vorhaben und die Ziele der Bundesregierung zu informieren.

Diese Aufgabe hat das Bundesverfassungsgericht in einer wichtigen
Entscheidung nicht nur als zulässig, sondern als notwendig bezeichnet. Es
handelt sich bei unseren Informationsangeboten - da bin ich dann eben doch
anderer Meinung und anderer Überzeugung als Sie - nicht um Rundfunk. Aber
vor allem möchte ich Ihnen wirklich die Sorge nehmen, dass es nicht mehr zu
Interviews mit unabhängigen Journalisten kommt. Das hat es immer gegeben.
Gerade bekomme ich die Zahl: 122 Interviews in den Jahren 2016 und 2017.

Frage: Der DJV hat sich heute besorgt über das Thema Auskunftsrecht der
Presse geäußert. Es wurde auf einen Kommentar von Philipp Wolff aus dem
Bundeskanzleramt verwiesen. Herr Seibert, ich würde Sie dazu gerne um eine
Einschätzung bitten.

Erstens. Was ist das für ein Kommentar? Können Sie das einmal einordnen?

Zweitens. Stellt sich das Kanzleramt hinter die dort niedergelegte Haltung,
dass die herkömmliche Presse keine "Gate-Keeper"-Funktion in dem Sinne mehr
hat, ihre Bedeutung verloren hat und dadurch auch die Berechtigung verloren
hat und ein besonderer Auskunftsanspruch nicht mehr gegeben ist, jedenfalls
kein besserer als engagierten Bürgern gegenüber, die sich auf das
Informationsfreiheitsgesetz berufen können?

StS Seibert: Weil ich ein bisschen ahnte, dass diese Frage kommen würde,
habe ich mich kundig gemacht, worum es überhaupt geht.

Es geht nämlich nicht um einen Text oder eine Überzeugung oder eine
schriftliche Darlegung der Bundesregierung. Es geht um einen Text in dem
sogenannten Handbuch des Rechts der Nachrichtendienste. Das ist ein
persönlicher Beitrag in einer wissenschaftlichen Debatte. Es ist nicht die
Position des Bundeskanzleramtes zum Presserecht.

Selbstverständlich trägt das Bundeskanzleramt, trägt die gesamte
Bundesregierung dem presserechtlichen Auskunftsanspruch, der sich aus
Artikel 5 unseres Grundgesetzes ergibt, stets angemessen Rechnung.

Frage: Eine Frage an das BMVg. Ist die Personalnot in der Bundeswehr so
extrem, dass man jetzt auch Ungediente zu Reservisten ausbilden muss? Warum
übernimmt der Reservistenverband diese Ausbildung und nicht die Bundeswehr?

Neumann: Vielen Dank für Ihre Frage. Das gibt mir die Gelegenheit, die
Thematik ein bisschen einzuordnen.

Wie Sie wahrscheinlich wissen, sind die Reservistinnen und die Reservisten
für die Bundeswehr unverzichtbar. Die Besetzung von Dienstposten orientiert
sich am Bedarf der Streitkräfte. Hauptsächlich gewinnen wir unsere
Reservistinnen und Reservisten aus dem Potenzial von ausscheidenden
Zeitsoldaten.

Darüber hinaus gibt es aber auch die Möglichkeit, unsere Reserve durch
Ungediente zu ergänzen. Diese Ungedienten müssen natürlich zunächst eine
allgemeine militärische Basisausbildung durchlaufen, bevor dann weitere
Ausbildungen folgen können. Diese Basisausbildung führen wir grundsätzlich
in Ausbildungseinrichtungen der Bundeswehr beziehungsweise in Verantwortung
der Landeskommandos durch.

Ergänzend hat nun der Reservistenverband angeboten, diese Basisausbildung
zu übernehmen. Wir erproben gemeinsam mit dem Verband bis Anfang 2019,
inwieweit der Verband uns hierbei unterstützen kann. Hauptsächlich
fokussiert diese Maßnahme auf die Laufbahn der Mannschaften der Reserve und
hier insbesondere im Bereich der sogenannten RSU-Kompanien, sprich
Sicherungs- und Unterstützungskompanien. Hier liegt der derzeitige Bedarf
bei ca. 1600 Dienstposten. Insgesamt sind Stellen für 3600 Personen
vorgesehen. 2000 sind besetzt, und das Delta beträgt 1600.

Zusatzfrage: In Bayern gibt es bereits einen Feldversuch zur Ausbildung von
Ungedienten. Was sind bisher Ihre Erfahrungen? Halten die Leute durch? Wie
hoch ist die Abbruchquote usw.?

Neumann: Wir haben sowohl in Bayern als auch in Baden-Württemberg diese
Ausbildung bereits vollzogen. Das ist der Teil, über den ich bezüglich der
Ausbildung in eigenen Ausbildungseinrichtungen der Bundeswehr ausgeführt
habe. Bislang ist das ein positives Unternehmen gewesen. Details über
Abbrecherquoten liegen mir nicht vor.

Frage: Herr Seibert, eine Frage zum Echo-Musikpreis. Es wurden ausgerechnet
am Holocaustgedenktag zwei Rapper für einen Song mit einem - vorsichtig
ausgedrückt - sehr fragwürdigen Text ausgezeichnet. Was sagt denn die
Kanzlerin und die Bundesregierung im Allgemeinen dazu?

StS Seibert: Ich werde hier nicht auf einzelne Künstler eingehen. Aber ich
denke, dass die ganz grundsätzliche Haltung der Bundesregierung und der
Bundeskanzlerin gegen jede Form von Antisemitismus in unserem Land, in
unserer Gesellschaft klar ist. Das ist eine der politischen
Grundüberzeugungen unserer Arbeit als Bundesregierung. Aus diesem Grund
haben wir jetzt auch erstmals einen Beauftragten für jüdisches Leben in
Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus eingesetzt - Botschafter
Felix Klein -, der am 1. Mai seine Arbeit aufnehmen wird. Er hat sich ja in
dieser Sache auch geäußert.

Das ist das, was ich dazu zu sagen habe.

Zusatzfrage: Ich möchte eigentlich gar nicht, dass Sie auf die einzelnen
Künstler eingehen. Vielleicht können Sie das noch einmal kommentieren. Wie
findet man es aus Sicht der Bundesregierung, dass die auch noch einen Preis
für so einen Song bekommen?

StS Seibert: Ich möchte eben nicht auf einzelne Künstler eingehen, sondern
ich möchte ganz grundsätzlich noch einmal klarmachen - wir hatten hier in
der letzten Zeit leider häufig Gelegenheit, über Antisemitismus auf
Deutschlands Straßen, zum Teil auf Schulhöfen und in anderen Teilen unserer
Gesellschaft zu sprechen -, dass, wo immer Antisemitismus in Deutschland
anzutreffen ist, die Bundeskanzlerin, die Bundesregierung ganz klar dagegen
aufstehen und sich ganz klar dagegen aussprechen werden.

Frage : An das Bundesministerium des Innern. Stimmt es, dass der neue
Beauftragte für Aussiedlerfragen und Minderheiten sich im Moment in Moskau
befindet?

Wenn ja, wen trifft er dort? Was steht auf dem Programm?

Korff: Ich weiß es nicht. Ich würde mich dazu noch einmal Ihnen melden. Ich
weiß auch nicht, ob er dies schon in seiner Funktion tut, die er noch nicht
angetreten hat.

Frage: Zwei Fragen, eine an das BMI und eine an das Arbeitsministerium.

Die erste Frage betrifft den Familiennachzug. Es gibt ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofs, wonach, kurz gesagt, das Alter bei der Einreise
für die Frage entscheidend ist, ob der Elternnachzug gewährt werden kann
oder nicht und nicht das Alter im Moment der Antragstellung. Was ändert das
in Deutschland?

Korff: Ja, es ist richtig, dass es das Urteil gestern gab, das einen
niederländischen Fall betrifft. Ich kann abschließend tatsächlich noch
nicht sagen, welche Auswirkungen das möglicherweise auf die deutsche
Situation haben wird, weil das im Moment noch geprüft wird und diese
Prüfung noch nicht abgeschlossen ist. Es tut mir leid. Wir kommen darüber
bestimmt noch einmal ins Gespräch, wenn das beendet ist.

Vorab möchte ich jedenfalls schon einmal sagen: Nach deutschem Recht ist im
Moment der Zeitpunkt für die Altersbestimmung für den Familiennachzug, also
die Minderjährigkeit, für den Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung
entscheidend. Das ist nach deutschem Recht der Zeitpunkt der
Visumserteilung, weil für uns maßgeblich ist, dass der Erziehungs- und
Sorgebedarf zu diesem Zeitpunkt entschieden wird.

Das niederländische Recht, das ja dieser Entscheidung zugrunde liegt,
unterscheidet sich in einem wichtigen Punkt, und zwar erfolgt die
Schutzzuerkennung in den Niederlanden rückwirkend zum Zeitpunkt auf der
Antragstellung. Bei uns gibt es so eine Rückwirkung als Institut gar nicht.
Dass dann die Rechtsfolgen in Bezug auf die Altersbestimmung an den
früheren Zeitpunkt anknüpfen sollen, erscheint jedenfalls erst einmal
plausibel. Ob das tatsächlich dann auch auf Auswirkungen für eine andere
Beurteilung hat, können wir noch nicht abschließend sagen. Das ist aber
jedenfalls schon einmal vorab aufgefallen.

Frage: Ich hätte gerne vom BMI gewusst: In den letzten Tagen gab es einige
Medienberichte darüber, dass viele Syrer in die Türkei zurückkehren, um
dort wieder mit ihren Familien zusammenzukommen, also quasi zurück
flüchten, teilweise auch über dieselben Wege. Ist Ihnen das bekannt? Wissen
Sie, wie groß dieses Phänomen aktuell ist?

Korff: Aufgrund der Medienberichte, mit denen wir in den letzten Tagen
konfrontiert wurden, kennen wir diese Fälle - aber auch nur aufgrund der
Berichterstattung. Als nennenswertes Phänomen sind diese Einzelfälle, die
sozusagen die Medien an uns herangetragen haben, uns nicht bekannt.
Deswegen können wir auch keine zahlenmäßigen Feststellungen treffen. Das
ist insofern logisch, weil man, wenn man Deutschland verlässt, sich in dem
Sinne nicht abmelden muss. Wir haben kein Ein- und Ausreiseregister und
können natürlich auch wirklich nicht nachvollziehen, wie viele tatsächlich
ausreisen - es sei, das erfolgt durch geförderte Ausreisen oder Ähnliches.
Aber als ein nennenswertes Phänomen, wie es geschildert wird, ist es uns
nicht bekannt.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie denn, dass einige Syrer offenbar den
gefährlichen Weg zurück in die Türkei dem Hierbleiben in Deutschland
vorziehen, weil sie von der deutschen Nachzugspolitik so frustriert sind?

Korff: Ich möchte Einzelfälle in dem Fall nicht bewerten.

Frage: Ich habe eine Frage zur Debatte über Hartz IV, die im Moment läuft.
Ich möchte Sie bitten, das einmal ein bisschen einzuordnen, auch das, was
der Minister gesagt hat. Unter anderem hat er gesagt, es könnte eine
Erhöhung der Hartz IV-Sätze geben. Ich würde gerne wissen: Ist das die
turnusmäßige, normale Erhöhung, von der er spricht, oder spricht er von
etwas anderem?

Kristallisiert sich so etwas wie ein Zeitplan heraus? Er hat zum Beispiel
gesagt, die Hilfen für Schüler - Schulstarterpaket, Stichwort Teilhabepaket
- würden vielleicht Anfang 2019 verbessert. Meine Frage: Warum nicht zum
nächsten Schuljahr? Das steht im Koalitionsvertrag.

Vielleicht können Sie ein bisschen Klarheit in diese - in
Anführungsstrichen - wabernden Vorschläge in alle Richtungen bringen, die
es zurzeit gibt.

Küchen: Ich kann gerne versuchen, das zu ordnen.

Ich möchte Sie zunächst einmal auf die Äußerungen des Ministers heute
verweisen, wo er noch einmal ganz klar gesagt hat, dass es für die nächste
Anpassung bei dem im Gesetz vorgesehenen Mechanismus bleibt. Die Regelsätze
müssen das Existenzminimum abdecken und ein Mindestmaß an sozialer Teilhabe
ermöglichen.

Er hat dann aber gesagt: Genauer angucken würden wir uns die Frage von
besonderen Bedarfen, die anstehen, dass etwa eine kaputte Waschmaschine
ersetzt werden muss.

Das Schulstarterpaket, das Bildungs- und Teilhabepaket, hatten Sie auch
angesprochen. Diesbezüglich gibt es Vorgaben. Ich kann Ihnen momentan zum
Zeitplan noch nichts sagen. Da bitte ich einfach um Verständnis.

Der Minister hat angekündigt, dass er die Fragen rund um die Grundsicherung
für Arbeitssuchende im Dialog zur Zukunft der sozialen Sicherungssysteme
führen möchte - da verweise auch auf Äußerungen in der jüngsten
Vergangenheit -, und das wird geschehen.

Freitag, 13. April 2018
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PRESSEKONFERENZ/1647: Kanzlerin Merkel und der dänische Ministerpräsident Rasmussen, 12.04.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Donnerstag, 12. April
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem dänischen
Ministerpräsidenten, Lars Løkke Rasmussen

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass der dänische
Ministerpräsident Lars Løkke Rasmussen heute wieder einmal in Berlin
ist. Ich freue mich deshalb, weil wir uns zwar des Häufigeren bei den
Europäischen Räten sehen, aber sehr selten die Möglichkeit haben, vertieft
auch über bilaterale Fragen oder internationale Themen zu sprechen. Dafür
hat sich heute die Diskussion ergeben, und deshalb bin ich sehr dankbar,
dass er hierhergekommen ist.

Wir haben uns naturgemäß sehr intensiv mit der internationalen Situation
beschäftigt, und das konnten wir auch tun, weil die bilaterale
Zusammenarbeit sehr, sehr gut ist und gerade auch mit dem Bundesland
Schleswig-Holstein sehr intensiv ist, weil wir uns einig sind, dass wir
auch die Fehmarnbeltquerung, die ja für Dänemark von großer Bedeutung ist,
jetzt so zügig, wie das rechtlich möglich ist, voranbringen wollen, und
weil es ansonsten eine große und vielfältige Kooperation zwischen unseren
Ländern gibt. Auch die ökonomischen Verbindungen haben sich gut entwickelt,
und die dänische Minderheit gehört für uns natürlich auch zu 
Schleswig-Holstein dazu. Insofern brauchten wir uns mit den bilateralen Fragen nicht
allzu lange beschäftigen.

Wir haben natürlich über die internationale Situation gesprochen und sind
uns auch einig, dass wir jedwede Anwendung von Chemiewaffen ablehnen und
gerade auch auf die Arbeit der OPCW setzen. Umso bedauerlicher war es, dass
Russland jetzt im Zusammenhang mit den Vorkommnissen in Süd-Ghuta nicht
dazu bereit war, dass der gemeinsame Mechanismus der OPCW aktiviert wird,
sodass man die Herkunft von Chemiestoffen gemeinsam hätte nachweisen
können. Deshalb ist natürlich die internationale Lage sehr angespannt. Ich
habe heute ja auch mit dem französischen Präsidenten gesprochen.
Deutschland verurteilt natürlich den Einsatz von Chemiewaffen, und es gibt
viele Hinweise darauf, dass das syrische Regime solche Waffen eingesetzt
hat. Das ist umso bedauerlicher, als das ja vor etwa einem Jahr schon
einmal der Fall war.

Wir haben uns dann mit einem weiteren Projekt beschäftigt, das beide Länder
tangiert: Das ist Nord Stream 2. Ich habe über den Besuch von Petro
Poroschenko und auch mein Telefonat mit dem russischen Präsidenten Putin
informiert, und wir sind uns einig, dass es sich hier auf der einen Seite
um ein wirtschaftliches Projekt handelt, das aber auf der anderen Seite
natürlich die Ukraine und ihre Zukunft sehr stark tangiert. Hier gab es
eine große Einigkeit, dass die Ukraine als Transitland auch weiter eine
Rolle spielen muss. In diese Richtung werden wir auch gemeinsam weiter
arbeiten.

Wir haben uns dann natürlich auch mit der europapolitischen Agenda
beschäftigt, und hier mit den Fragen der Migration. Auch Dänemark hatte in
der schwierigen Zeit des Jahres 2015 bis Anfang 2016 sehr viele Flüchtlinge
aufgenommen. Dänemark hat sehr interessante und spannende Ansätze für die
Integration von Flüchtlingen, gerade für den Zugang zum Arbeitsmarkt. Der
Zugang zum Arbeitsmarkt ist natürlich auch für uns der Schlüssel, um für
die, die eine Bleibeperspektive haben, ein Leben in Deutschland möglich zu
machen. Ich glaube, hierzu können wir uns weiter sehr intensiv austauschen,
um auch voneinander zu lernen.

Unsere beiden Länder sind Nettozahlerländer. Das heißt, wir werden uns auch
mit Blick auf die mittelfristige finanzielle Vorausschau sehr eng
abstimmen. Allerdings brauchen wir jetzt erst einmal die Vorschläge der
Kommission und dann auch die Strukturfondsverordnung, bevor wir überhaupt
ermessen können, was die Vorschläge für den möglichen Haushalt bedeuten.
Darüber konnten wir heute also nicht im Detail beraten, aber wir werden uns
sehr eng miteinander abstimmen.

Alles in allem hat die Stunde kaum gereicht; deshalb sind wir auch etwas
später zur Pressekonferenz gekommen. Das spricht aber nicht dafür, dass wir
uns etwa zerstritten hätten, sondern dafür, dass es ein harmonisches, aber
sehr intensives und breit gefächertes Gespräch war. Noch einmal herzlich
willkommen!

MP Rasmussen: Herzlichen Dank, Angela! Wie du gerade sehr richtig gesagt
hast, sind wir gute Nachbarn, wir sind Freunde, wir sind Verbündete. Wir
haben wirklich so gut wie keine bilateralen Probleme. Deutschland ist unser
wichtigster Handelspartner, ist einer unserer stärksten Partner in der
Europäischen Union wie auch in der Nato. Deswegen war das einfach eine
schöne Gelegenheit, einmal einen Meinungsaustausch zu einer ganzen Reihe
von wichtigen Themen zu führen, darunter natürlich auch die Zukunft der EU,
der Haushalt, die Migration, die Handelspolitik, der Brexit sowie auch die
Sicherheitssituation einschließlich Russlands.

Ich denke, man kann mit Fug und Recht sagen, dass Deutschland und Dänemark
in vielerlei Hinsicht einer Meinung sind, was die Zukunft der Europäischen
Union angeht. Wir sind zum Beispiel der Ansicht, dass die Europäische Union
als allererstes einmal greifbare Ergebnisse liefern sollte, die vor allen
Dingen für die EU-Bürger von Relevanz sind, zum Beispiel mit Blick auf
sichere Grenzen, Migration, Arbeitsplätze, Wachstum und Freihandel.

Jetzt sehen wir uns ja dem Brexit gegenüber. Das wird eine Herausforderung
für uns alle werden. Vom dänischen Standpunkt aus sind wir der Ansicht,
dass eine kleinere EU natürlich auch einen kleineren Haushalt bedeuten
muss. Der nächste mehrjährige Finanzrahmen muss diese reduzierte
Finanzkapazität der Europäischen Union auch widerspiegeln, und gleichzeitig
müssen wir den Haushalt der EU auch auf solche Gebiete konzentrieren, in
denen es einen tatsächlichen Mehrwert für die EU gibt, also zum Beispiel
die Gebiete Migration, Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Forschung.

Wir haben uns auch zu einer Herausforderung ausgetauscht, der sich unsere
Gesellschaften insgesamt gegenübersehen, nämlich der Migration und der
Integration. Bei uns in Dänemark ist das sicherlich ähnlich wie hier in
Deutschland ein Thema, das für unsere Bürger ganz oben auf der Tagesordnung
steht. Ich freue mich sehr, dass die Bemühungen der EU und auch der
Mitgliedstaaten jetzt allmählich Ergebnisse zeitigen. Wir müssen das
aufrechterhalten, wir müssen weiter eng zusammenarbeiten und müssen eben
auch an der Sicherung unserer Grenzen arbeiten. Gleichzeitig müssen wir
auch mit wichtigen Ländern - Transitländern wie auch Ursprungsländern -
zusammenarbeiten und versuchen, da eine bessere Kooperation zu erreichen.
Zum Beispiel müssen wir mit Blick auf die Wiederaufnahme von Bürgern
effizienter werden; denn es ist ganz wichtig, dass auch Rückführungen
funktionieren. Auch das sollte im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen
vorgesehen werden. Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch sagen, dass ich
sehr gerne noch weitere Einzelheiten hören möchte, was die politischen
Pläne der zukünftigen Regierung hier in Deutschland angeht, zum Beispiel
auch, was die Obergrenze bei der Familienzusammenführung angeht. Das war
also ein sehr fruchtbarer Austausch.

Was Russland angeht, so haben wir im Moment eine sehr verstörende
Sicherheitssituation, was Europa und auch die angrenzenden Gebiete angeht.
Wir stehen also - das ist ganz wichtig - in der Nato, in der EU sehr eng
zusammen, um all diesen Herausforderungen wirksam begegnen zu können. Wir
haben uns auch darauf geeinigt, dass es sehr wichtig ist, dass die EU
gegenüber diesen inakzeptablen Maßnahmen seitens Russlands zusammensteht.
Das gilt zum Beispiel auch für die Angriffe in Salisbury. Ich freue mich
sehr, dass es da ein sehr nachdrückliches Signal seitens der EU gegeben
hat, dass solche Dinge nicht toleriert werden können. Es ist auch weiterhin
so, dass Russland internationale Prinzipien missachtet. Das führt natürlich
dazu, dass wir uns Sorgen machen. Gleichzeitig ist es so, dass die Politik
der Nato, dass man einerseits Verteidigung, andererseits aber eben auch
Dialog voranführt, auch weitergehen sollte. Ich denke, es ist in unserem
Interesse, mit Russland im Dialog zu bleiben.

Natürlich haben wir auch über Nord Stream 2 gesprochen; auch dieses Thema
war in unseren heutigen Gesprächen sehr wichtig. Ich denke, wir sind uns
einig, dass die Pipeline sowohl kommerzielle als auch einige politische
Dimension, einige politische Bedeutung hat. Es ist natürlich wichtig, dass
wir die Ukraine in ihren Interessen ernst nehmen. Dänemark wird im Juni
eine Konferenz zu Fragen der Reform in der Ukraine abhalten. Ich denke, es
ist besonders wichtig, dass man die ukrainische Position hier
berücksichtigt und dass man dafür sorgt, dass die Ukraine nicht etwa
negativ von Nord Stream 2 betroffen sein wird. Das ist, denke ich, auch für
unsere Energieversorgung wichtig, denn auch da gibt es bestimmte
Implikationen. Ich denke aber, die ukrainische Position ist die wichtigste,
die man hier berücksichtigen muss. Wir müssen bei diesem Thema mit
Deutschland und auch mit anderen Ländern zusammenarbeiten, um einen
vernünftigen Rahmen zu finden.

Herzlichen Dank noch einmal für dieses sehr schöne Mittagessen und für
dieses sehr erfreuliche Gespräch!

Frage: Ich möchte noch einmal zur Syrienfrage zurückkommen. Frau
Bundeskanzlerin Merkel, auf welche Weise, würden Sie sagen, könnte man
einen möglichen Raketenangriff in Syrien unterstützen? Was wäre genau Ihre
Botschaft in Putin und Russland in dieser Situation?

Ich würde von Ihnen auch gerne hören: Wie können Sie den Widerstand der
Dänen gegen ein solches Projekt wie Nord Stream 2 unterstützen? Das ist bei
uns ja eine sehr sensible Frage.

Das gleiche möchte ich auch den dänischen Ministerpräsidenten fragen.

BK'in Merkel: Das waren zwar eher zwei Fragen als eine, aber wir sind ja
höflich zu unseren Gästen.

Was Syrien anbelangt, so sind wir alle Mitglied der Chemiewaffenkonvention.
Wir verurteilen die Anwendung jedweder Art von Chemiewaffen. Wir sind froh
über die Arbeit der OPCW. Wir haben uns damals mit daran beteiligt, dass
die syrischen Chemiewaffen vernichtet wurden, und haben dabei eine sehr
aktive Rolle gespielt, müssen jetzt aber erkennen, dass die Vernichtung
dieser Waffen ganz offensichtlich nicht vollständig erfolgt ist. Jetzt muss
das gesamte Spektrum von Maßnahmen in Betracht gezogen werden.

Für Deutschland bedeutet das, dass wir alle Aktivitäten im 
UN-Sicherheitsrat unterstützen - Dringlichkeitssitzungen - und dass wir die
Arbeit der OPCW unterstützen. Wie ich schon gesagt habe, haben wir
abgelehnt, dass es keine Einigung zu dem amerikanischen Vorschlag im 
UN-Sicherheitsrat gab, den Mechanismus, den es innerhalb der OPCW gibt, zu
aktivieren, um gemeinsam zu untersuchen, wo solche Giftstoffe herkommen.
Ich finde, das wirft kein gutes Licht auf das Verhalten von Russland.

Wir verfolgen jetzt das, was wir aus den Vereinigten Staaten von Amerika
und aus Frankreich hören - ich habe heute ja auch mit dem französischen
Präsidenten gesprochen. Deutschland wird sich an eventuellen - es gibt ja
keine Entscheidungen, das will ich noch einmal deutlich machen -
militärischen Aktionen nicht beteiligen, aber wir sehen und unterstützen,
dass alles getan wird, um Zeichen zu setzen, dass dieser Einsatz von
Chemiewaffen nicht akzeptabel ist.

Was Nord Stream 2 anbelangt, so habe ich eigentlich alles gesagt. Wir haben
diesbezüglich ja auch dieselbe Haltung: Es ist ein Wirtschaftsprojekt und
es gibt einen Rechtsrahmen, in dem Genehmigungen erteilt werden -
Deutschland hat da schon eine Vielzahl von Genehmigungen erteilt -; es hat
aber auch noch eine politische Implikation, und die habe ich sowohl mit
Präsident Poroschenko als auch mit Präsident Putin besprochen. Insofern
werden wir uns jetzt noch einmal sehr intensiv damit beschäftigen, welche
Ergebnisse auch für den Transit durch die Ukraine in Zukunft erreicht
werden können. Hier werden wir gemeinsam Aktivitäten entfalten und uns eng
darüber austauschen, wer wann mit wem gesprochen hat. Die dänische
Regierung ist ja auch sehr engagiert, was die Prosperität und die Zukunft
der Ukraine anbelangt. Der Ministerpräsident hat mir über ein
Wirtschaftsforum oder ein Reformforum berichtet, das in Dänemark
stattfinden wird. Wir sind engagiert, was den Normandie-Prozess anbelangt.
So werden wir in den nächsten Wochen und Monaten in ganz engem Austausch
bleiben.

MP Rasmussen: Ich habe dem nicht viel hinzuzufügen. Ich habe ja schon am
Anfang, in meinen einleitenden Bemerkungen, über Nord Stream 2 gesprochen.
Wir sehen uns jetzt einmal an, was das Unternehmen, das hinter Nord Stream
2 steht, beantragt hat. Wir haben uns bisher noch keine abschließende
Meinung dazu gebildet, haben noch keinen Beschluss gefasst. Es gibt in
Dänemark ja eine legislative Grundlage, die uns aufgibt, dass auch die
geopolitischen Rahmenbedingungen in Betracht gezogen werden müssen.
Deswegen ist es so, dass unser Außenminister im Moment diese Einschätzung
vornimmt. Ich kann jetzt nicht voraussagen, wann das abgeschlossen sein
wird.

Das zeigt aber, dass unsere Position ist, dass es hierbei auch um Politik
geht. Es geht nicht nur um ein kommerzielles Projekt. Ich habe ja schon
gesagt, dass die ukrainische Frage in diesem Zusammenhang die entscheidende
ist; denn es könnte durchaus sein, dass es zu negativen Auswirkungen auf
die Ukraine kommt. Deswegen freue ich mich sehr, dass die Kanzlerin so
klare Worte gefunden hat, und zwar nicht nur heute, sondern auch auf der
Pressekonferenz mit Präsident Poroschenko vor ein paar Tagen.

An diesem Projekt werden wir weiter zusammen arbeiten. Es ist noch viel zu
früh, um irgendwelche abschließenden Urteile abzugeben. Wir nehmen es sehr
ernst. Ich denke, man kann sagen, dass diese Frage nicht nur Dänemark
betrifft. Deswegen haben wir so nachdrücklich darauf gedrungen, dass sich
meine Kollegen in Europa ebenfalls mit dieser Frage befassen. Ich freue
mich sehr, dass die Bundeskanzlerin hier so deutlich unterstrichen hat,
dass es ja auch eine ukrainische Relevanz gibt, die hierbei zu bedenken
ist.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Herr Ministerpräsident, ich würde gern noch
einmal auf Syrien zurückkommen. Wie kann man mit einem US-Präsidenten, der
an einem Tag über Twitter Russland Raketenangriffe in Syrien androht und
dies am nächsten Tag wieder relativiert, eigentlich eine gemeinsame Politik
des Westens machen? Wie ist es so möglich, eine geschlossene Haltung des
Westens überhaupt einzunehmen?

Würde Deutschland in die Initiative gehen und zum Beispiel eine 
Nahost- oder Mittelost-Friedenskonferenz anregen, wie es mittlerweile ja auch schon
vom Koalitionspartner gefordert wird?

BK'in Merkel: Grundsätzlich bin ich immer dafür, dass wir versuchen,
diplomatische Wege zu finden. Das zeigt auch das Engagement beim 
Normandie-Format und das Minsk-Abkommen. Ich würde mir nichts sehnlicher wünschen.
Ich habe mit dem russischen Präsidenten auch über Astana gesprochen. Wir
unterstützen den Genfer Friedensprozess. Wir wissen natürlich auch, dass
viele Dinge im Nahen Osten miteinander zusammenhängen, gar keine Frage.

Aber jetzt müssen wir uns ja akut mit einer Situation auseinandersetzen, in
der es eben eine sehr hohe Evidenz dafür gibt, dass das syrische Regime
wieder Chemiewaffen eingesetzt hat. Wie gesagt, wir sind auch mit der
amerikanischen Ebene in einem Austausch, und ich habe heute mit dem
französischen Präsidenten gesprochen. Ich denke, dass es bezüglich der
klaren Ablehnung eines solchen Chemiewaffeneinsatzes ein sehr einheitliches
Herangehen, so auch heute in unseren Gesprächen, und durchaus viele
gemeinsame Elemente in der Herangehensweise gibt, die wir mit dieser
gemeinsamen Grundüberzeugung deutlich machen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was wird Ihrer Meinung nach dabei
herauskommen, wenn die Amerikaner tatsächlich einen Raketenangriff in
Syrien vornehmen? Unterstützen Sie das; gehen Sie dann auch diesen Weg?

Können Sie dann dem dänischen Premierminister sagen, dass die Bürger, die
Sie vertreten, sich wirklich sicher fühlen können, auch sicher vor
eventuellen russischen Gegenschlägen, wenn Sie tatsächlich einem russischen
Partner auf diese Weise sozusagen ins Gehege kommen?

BK'in Merkel: Ich denke, dass es richtig ist, hierbei eine gemeinsame Linie
zu zeigen - ohne dass sich Deutschland militärisch beteiligen wird.
Deutschland wird sich also nicht militärisch beteiligen. Aber gerade wenn
die Vertreter im UN-Sicherheitsrat, die permanenten Vertreter, hier
Schritte auch über das diplomatische Maß hinaus einleiten sollten - ich
muss noch einmal "sollten" betonen -, dann sind wir in der Sache selbst
unterstützend tätig.

Ich denke, dass jeder weiß, dass es um eine sehr konkrete Frage geht,
nämlich um die Frage, wie man einen Beitrag dazu leisten kann, dass das
Assad-Regime und seine Verbündeten verstehen, dass Chemiewaffen nicht
eingesetzt werden können. Daran wird sicherlich mit aller gebotenen Umsicht
gearbeitet. Aber einfach nur gar nichts zu tun, ist manchmal auch
schwierig. Deshalb gibt es diplomatische Initiativen; andere Entscheidungen
sind ja noch nicht getroffen. Aber wir sind in der Grundüberzeugung sehr
einig.

MP Rasmussen: Ich will die Sache jetzt gern ganz kurz halten. Ich kann mich
dem, was die Bundeskanzlerin gesagt hat, nur anschließen. Wir können nicht
akzeptieren, dass chemische Waffen eingesetzt werden. Die internationale
Gemeinschaft muss dafür sorgen, dass solche roten Linien respektiert
werden.

Ich bin sehr zufrieden mit der Tatsache, dass Frankreich, das Vereinigte
Königreich und die Vereinigten Staaten zusammenarbeiten. Wir werden das
unterstützen. Unsere Position ist also der deutschen Position sehr ähnlich.

Frage: Frau Bundeskanzlerin und Herr Ministerpräsident, ich möchte noch
einmal kurz zu Syrien fragen. Frau Bundeskanzlerin, "get ready Russia", was
sagen Sie zu diesen Tweets des US-Präsidenten? Befürchten Sie - das ist die
Sorge der deutschen Bevölkerung -, dass aus dem kalten Krieg möglicherweise
ein heißer Konflikt zwischen den Atomgroßmächten werden könnte? Was können
Deutschland und die EU dagegen tun?

Die gleiche Frage bitte auch an den Ministerpräsidenten.

BK'in Merkel: Ich denke, dass alles, was wir jetzt besprochen und auch
immer wieder gesagt haben, mit Umsicht geschieht, dass trotzdem eine
Verletzung der Chemiewaffenkonvention ein schweres Vorkommnis ist und dass
die Reaktionen in geeigneter Weise ausfallen werden.

MP Rasmussen: Ich kann dem nichts hinzufügen. Das war eine sehr
diplomatische Antwort auf Ihre Frage. Ich denke, dem werde ich mich
anschließen.

BK'in Merkel: Danke schön.

Donnerstag, 12. April 2018

 * 
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Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. April 2018

german-foreign-policy.com

Auf dem Weg in den Weltkrieg (II)



BERLIN - Die Bundesregierung lobt die völkerrechtswidrigen Angriffe ihrer
engsten Verbündeten auf Syrien und bekräftigt ihre Unterstützung für den
westlichen Kriegskurs. Die Bombardements am frühen Samstagmorgen durch die
Streitkräfte der USA, Frankreichs und Großbritanniens seien "erforderlich
und angemessen" gewesen, erklärt Kanzlerin Angela Merkel. Tatsächlich
handelt es sich bei der Attacke, die als Strafaktion für einen angeblich
von syrischen Truppen verübten Giftgasangriff deklariert wird, um eine
Machtdemonstration des Westens im ersten Land des Nahen Ostens, in dem der
Westen die Vorherrschaft an Russland verloren hat. Syrien ist bereits der
vierte Staat, den der Westen mit völkerrechtswidrigen Kriegshandlungen
überzieht; damit haben die westlichen Mächte in der internationalen Politik
endgültig das Recht durch das "Recht des Stärkeren" ersetzt. US-Präsident
Donald Trump hatte darauf gedrängt, in Syrien auch russische Ziele zu
attackieren; damit stand die Welt am gestrigen Samstag kurz vor einem
unkontrolliert eskalierenden Krieg zwischen den zwei größten Atommächten.

Der Völkerrechtsnihilismus des Westens

 

Die Bombardements vom Samstagmorgen wurden durchgeführt, bevor die
Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW) zumindest eine
offizielle Bestätigung des mutmaßlichen Giftgaseinsatzes vornehmen konnte -
eine Missachtung elementarer rechtlicher Regeln, denen zufolge nur Beweise,
nicht aber unbewiesene Beschuldigungen Strafmaßnahmen auslösen können.
Zudem ist Syrien mittlerweile der vierte Staat nach Jugoslawien (1999),
Irak (2003) und Libyen (2011), den die westlichen Mächte mit
völkerrechtswidrigen Angriffskriegshandlungen überziehen; damit haben sie
in den internationalen Beziehungen endgültig das Recht durch das "Recht des
Stärkeren" ersetzt. Diese Tatsache legt den Zynismus der Behauptung offen,
man müsse das Völkerrecht gegen Russland durchsetzen, da dieses unter
Rechtsbruch die Krim übernommen habe. Tatsächlich dient das Völkerrecht dem
Westen, auch Berlin, längst nicht mehr als Richtschnur für eigenes Handeln,
sondern vor allem als Instrument, um - nicht selten defensive - Maßnahmen
gegnerischer Staaten zu delegitimieren.

Nicht zum letzten Mal

 

Dabei steuern die westlichen Aggressionen immer stärker auf das Auslösen
eines Kriegs zwischen Großmächten zu. Am gestrigen Samstag konnte eine
weitere Eskalation nur dadurch verhindert werden, dass - vor allem auf
Druck von US-Generälen - die Bombardements auf rein syrische Ziele
beschränkt und vorab Russland mitgeteilt wurden. Vor allem US-Präsident
Trump hatte gefordert, auch russische Ziele anzugreifen. Hätte er sich
durchgesetzt, befände sich die Welt in diesen Stunden vermutlich in einem
kaum kontrollierbaren Waffengang zwischen den größten Atommächten. Besorgte
Stimmen selbst in Trump nahestehenden US-Medien haben gestern offen vor
einem Dritten - und wohl letzten - Weltkrieg gewarnt. Es muss davon
ausgegangen werden, dass sich Situationen wie gestern in Zukunft
wiederholen werden. Einflussreiche US-Politiker wie etwa Senator Lindsey
Graham fordern - wie zuletzt Trump - bereits eine Verschärfung der
Aggressionen gegen Russland. Graham hat zudem über eine Ablösung der
US-Generäle spekuliert, deren Druck es zu verdanken ist, dass Moskau
rechtzeitig über die Ziele der Bombardements informiert und damit von
Gegnschlägen zur Selbstverteidigung abgehalten wurde.

Abstiegskämpfe

 

Hintergrund der zunehmenden westlichen Aggressionen, die offenkundig zum
Weltkrieg drängen, ist der Versuch des im Abstieg befindlichen Westens,
seine einst beherrschende Stellung in der Welt zu behaupten - gegen das
wiedererstarkende Russland, aber auch gegen das weiterhin aufsteigende
China. german-foreign-policy.com berichtet in der kommenden Woche - aus
technischen Gründen ab Dienstag Mittag.

 * 
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NAHOST/1589: Libyen - Wirbel über den Köpfen ... (SB)


Libyen - Wirbel über den Köpfen ...



In Libyen geraten die Pläne des UN-Sondergesandten und ehemaligen
libanesischen Kulturministers Ghassan Salamé, bis Ende des Jahres
Lokal-, Parlaments- und Präsidentschaftswahlen abzuhalten, zusehends
zur Makulatur. In dem nordafrikanischen Land herrscht nach wie vor
politisches Chaos. Zu einer Zusammenarbeit zeigen sich die zwei
wichtigsten Machtblöcke, die international anerkannte, in der
westlichen Hauptstadt Tripolis sitzende Regierung der Nationalen
Einheit (Government of National Accord - GNA) um Premierminister Fayiz
Al Sarradsch und dem im östlichen Tobruk angesiedelten Parlament
(House of Representatives - HoR) um "Feldmarschall" Khalifah Hifter
unfähig. Hifter, von dem viele ausländische Staaten, allen voran
Ägypten, gehofft hatten, er könnte der neue "starke Mann" Libyens
werden und dort für Ordnung sorgen, befindet sich nach einem
Hirnschlag in einem Pariser Krankenhaus. Viel mehr wird er in der
libyschen Politik künftig nicht zu bestimmen haben. Die von Hifter
geschmiedete Allianz der wichtigsten Kräfte im libyschen Osten könnte
auseinanderbrechen, was die Bemühungen um nationale Versöhnung um
Jahre zurückwerfen dürfte.

Der heute 75jährige Hifter war 1987 bei einer militärischen
Intervention der Armee Muammar Gaddhafis im Nachbarland Tschad in
Gefangenschaft geraten. Nach der Freilassung drei Jahre später
siedelte er mit Hilfe der CIA in die USA über. 2011 kehrte Hifter mit
dem Segen Barack Obamas und Hillary Clintons nach Libyen zurück und
beteiligte sich am Aufstand, der im Herbst desselben Jahres in dem
Sturz und der Ermordung Gaddhafis enden sollte. Später hat sich Hifter
dem HoR angeschlossen, in dessen Auftrag er die Überreste der
staatlichen Streitkräfte, die sich heute Libysche Nationalarmee (LNA)
nennen, befehligt. Seit 2014 führt die LNA im Osten eine Offensive
gegen islamistische Dschihadistengruppen wie Ansar Al Scharia und
Islamischer Staat (IS) durch.

2016 gelang es der LNA, die wichtigsten Raffinerien und Ölverladehäfen
Libyens von dort herrschenden Banditen zurückzuerobern und Produktion
sowie Ausfuhr des flüssigen Goldes wieder hochfahren zu lassen. 2017
erklärte die LNA nach dreijährigem Häuserkampf die Vertreibung der
letzten militanten Islamisten aus Benghazi für beendet. Daraufhin gab
Hifter im Dezember seine Absicht bekannt, 2018 für das Amt des
Präsidenten kandidieren zu wollen. Es folgte prompt die Reaktion
seiner Gegner. Im Januar explodierten in der Nähe einer Moschee in
Benghazi zwei Autobomben, rissen 41 Menschen in den Tod und verletzten
rund 100. Zu der Tat hat sich keine Gruppe bekannt. Als mögliche
Auftraggeber gelten IS und Ansar Al Scharia. Wenige Stunden nach dem
verheerenden Anschlag hat der LNA-Kommandeur Mahmud Al Werfalli zehn
islamistische Gefangene auf offene Straße gezerrt und vor laufenden
Videokameras per Kopfschuß exekutiert. Die Bilder der
Vergeltungsaktion sorgten für Empörung. Der Internationale
Strafgerichtshof in Den Haag verlangte die Auslieferung Al Werfallis
wegen Kriegsverbrechen. Hifter ließ den Beschuldigten verhaften, mußte
ihn wegen dessen Popularität unter den eigenen Leuten jedoch wenig
später wieder freilassen.

Seitdem kommt es immer wieder zu vereinzelten Bombenanschlägen in
Benghazi. Weder dort noch im restlichen Land will Ruhe einkehren.
Vergeblich hatte Hifter in den letzten Monaten im Konflikt zwischen
den Stämmen Tebu und Awlad Suleiman, deren Anhänger sich in der
südlibyschen Stadt Sabha und der umliegenden Region blutig bekämpfen,
zu schlichten versucht. Mitte März flog die Luftwaffe der LNA Angriffe
gegen bewaffnete Gruppen aus Tschad, die im Süden Libyens am Drogen-,
Waffen- und Menschenschmuggel beteiligt sind. Eine Woche später
führten die USA in derselben Region ihren ersten Drohnenangriff gegen
Al Kaida in Libyen durch. Bei der Operation sollen zwei ranghohe
Kommandeure des einst von Osama Bin Laden gegründeten
"Terrornetzwerks" ums Leben gekommen sein. Ob das unbemannte Flugzeug
vom neuen Drohnenstützpunkt von Pentagon und CIA im benachbarten Niger
kam, ist unklar. Der Vorfall läßt jedoch darauf schließen, daß das
US-Afrikakommando (AFRICOM) den "Antiterrorkampf" gegen mißliebige
Gruppen in Libyen, Tschad, Niger, Mali und der Zentralafrikanischen
Republik zu forcieren gedenkt, was verheerende Folgen für die innere
Stabilität dieser Länder haben dürfte.

Am 11. April meldeten die Nachrichtenagentur Reuters und der arabische
Nachrichtensender Al Jazeera den Hirnschlag Hifters. Demnach wurde der
angeblich im Koma befindliche Ex-General zur medizinischen Behandlung
zunächst nach Jordanien, später nach Frankreich geflogen. Seitdem
reißen die Gerüchte nicht ab. Am 13. April meldete die in Tripolis
erscheinende Zeitung Libyen Observer unter Verweis auf "diplomatische
Quellen" den Tod Hifters in Paris. Später am selben Tag ließ die
UN-Mission für Libyen per Twitter die Nachricht verbreiten, ihre
Vertreter hätten mit Hifter im Krankenhaus telefoniert und mit ihm
über die politische Situation in Libyen diskutiert.

Auch wenn Hifter den Hirnschlag überlebt, geht er angeschlagen aus
dieser Situation hervor. In Libyen wird niemand auf ihn als
langfristigen Verbündeten oder als potentielles Staatsoberhaupt
setzen. Das plötzliche oder allmähliche Ausscheiden Hifters aus der
Politik wird mit großer Wahrscheinlichkeit neue Machtkämpfe im Osten
unter den Anhängern des HoR nach sich ziehen. Die gesundheitlichen
Probleme Hifters böten Saif Al Islam, dem Sohn und einst designierten
Nachfolger Muammar Gaddhafis, die Gelegenheit, endlich wieder die
politische Bühne Libyens zu betreten.

Von 2011 bis 2017 befand sich Saif Al Islam in der Gefangenschaft der
Milizionäre der Stadt Zintan. Während dieser Zeit wurde er wegen
Beteiligung an der versuchten Niederschlagung der Massenproteste 2011
des Kriegsverbrechens von einem Gericht in Tripolis schuldig
gesprochen und vom Internationalen Strafgerichtshof unter Anklage
gestellt. Die rechtlichen Schwierigkeiten des Gaddhafi-Sprosses sind
also beträchtlich. Dennoch ließ Saif Al Islam, der seit der
Freilassung durch die Zintaner im vergangenen Jahr in Libyen
herumreist und Gespräche mit den wichtigsten Klanchefs des Landes
führt, am 20. März von Tunis aus seine Kandidatur für die
Präsidentschaft als Vertreter der Libyschen Volksfront verlautbaren.
So schlimm wie die Verhältnisse in Libyen sind, könnten sehr wohl
viele Libyer ihr Heil bei Gaddhafi junior suchen. Gleichwohl dürfte es
auch nicht wenige Bürger Libyens geben, die nicht bereit wären, eine
Restauration der alten Verhältnisse zu akzeptieren.
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2248: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 16. und 17. April 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 16. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

weitere Konferenzen stehen in zwei Wochen an. Hier gibt es noch freie
Plätze. Wenn Sie teilnehmen möchten, bitten wir um Anmeldung, sowohl für
die Konferenz am Freitag, dem 27.4. über die Reformkonzepte der 60er Jahre
in Osteuropa als auch für die Samstagskonferenz zu 1968 in internationaler
Perspektive.


Montag, 16. April 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Forum Wirtschafts- und Sozialpolitik

Wohin steuert die EU? Linke Alternativen zu Merkel & Macron

Referent: Fabio De Masi (MdB, Linksfraktion)

Moderation: Prof. Klaus Steinitz

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 17. April 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Politische Strafjustiz in der Ära Adenauer

Bedeutungsvolle Verfahren in der Zeit des Kalten Krieges in der BRD

Referent: Dipl. jur. Ralph Dobrawa (Rechtsanwalt)

Moderation: Elfriede Juch

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 17. April 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Vielfalt sozialistischen Denkens

Peter Maslowski: Leben und Werk eines vergessenen KPD-Dissidenten

Referent: Prof. Christoph Kopke (Professor für Politikwissenschaft und
Soziologie an der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin. Unter dem
Titel "Peter Maslowski. Klerikalismus und Proletariat. Zur Religionsfrage
und andere frühe Schriften" gab er 2003 zentrale Texte Maslowskis aus der
Zeit der Weimarer Republik neu heraus.)

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. April 2018 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06535: Beharrlich wie ein Naturgesetz (SB)


Es hat beinah die Beharrlichkeit eines Naturgesetzes, daß einmal
Erdachtes, ein Einfall, auf den sich ein großer Plan stützt, alle
etwaigen Zweifel erstickt. Schachmeister sind insbesondere stolz auf
ihre Kombinationen. Mehrere Züge haben sie in die Zukunft gedacht und
glauben nun, dem Zufall ein Schnippchen geschlagen zu haben. Das Auge
folgt dieser Hoffnung. Es sieht nur, was sich mit der ersonnenen
Kombination im Einklang verhält. Alle Widrigkeiten übersieht es - fast
beflissentlich. Doch dann, wenn die angestrebte Stellung tatsächlich
auf dem Brett entsteht, wenn der Denker sich am Ziele wähnt, verdirbt
ihm die Wirklichkeit zuweilen den großen Entwurf seiner Gedanken.
Ebendann, wenn der Gegner die Rolle des Bestrafers übernimmt, stürzt
der stolze Bau zusammen. Was übrigbleibt, die Ruinen, der Denkfehler,
die Kombination mit Loch, wandert schließlich in die Lehrbücher mit
dem Vermerk, daß eine Kombination nur soviel taugt wie der Beweis
ihrer Richtigkeit. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem
Großmeisterturnier in Tilburg 1992 hatte Großmeister Vlastimil Hort
zuletzt 1...Sf6-e4? gespielt. Mit der Rückgabe eines der beiden
gewonnenen Bauern hoffte er den weißen Angriff einzudämmern. Nach
2.Sc3xe4 f5xe4 3.Df3xe4 Lg7-d4+? 4.Kg1-h1 käme er über die f-Linie zu
Gegenspiel, so sein Kalkül, das jedoch nicht aufging, weil sein
slowakischer Kontrahent Stohl nämlich nicht 4.Kg1-h1 zog, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06535: Beharrlich wie ein Naturgesetz (SB)]



Stohl - Hort

Tilburg 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auf einem normalen Turnier wäre 1...Dd8-a5? schon ein entsetzlicher
Kapitalfehler gewesen, auf einer Weltmeisterschaft haben solche Züge
eigentlich nichts zu suchen. Karpow widerlegte den Damenzug mit 2.Sb4-
d5!, denn nun wäre 2...Da5xd2 3.Sd5xf6+ Kh7-g7 4.Sf6xh5+ nebst
5.Lf4xd2 völlig indiskutapel gewesen. Kasparow versuchte zu retten,
was noch zu retten war, aber Karpow ließ nicht mehr locker: 2...Da5-
c5+ 3.Kg1-h1 Le6xd5 - 3...c6xd5 4.c4xd5 - 4.c4xd5 Dc5-d4 5.d5xc6 b7xc6
6.Tc1xc6 Ta8-e8 7.Tc6-c4! Dd4xd2 8.Lf4xd2 Lf6-e5 - die schwarze
Stellung steht ruinös schlecht - 9.Ld2-e3 Le5-g3 10.Tf1-f3 h5-h4
11.Le3-f2! Lg3xf2 12.Tf3xf2 Td7-e7 13.Tf2-f4 g6-g5 14.Tf4-f6! Te7xe4
15.Tc4xe4 Te8xe4 16.Tf6xd6 Te4-e7 17.Td6-a6 Kh7-g7 18.Kh1-g1 -
Hängepartie, aber Kasparow nahm sie nicht wieder auf.



Erstveröffentlichung am 18. April 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2246: Weltergewicht - kein Bündnis für die Ewigkeit ... (SB)




Manny Pacquiao trennt sich nach 16 Jahren von Freddie Roach

Im Laufe ihrer 16 Jahre währenden Zusammenarbeit, in der Manny
Pacquiao und sein Trainer Freddie Roach beispiellose Erfolge
erzielten, schien sie ein untrennbares Band zu verbinden. Nun hat der
legendäre Philippiner während der Vorbereitung auf seinen Kampf gegen
den Argentinier Lucas Matthysse offiziell die Trennung von Roach
bekanntgegeben, ohne seinen Trainer direkt davon zu unterrichten. Vor
über einem Jahr hat er den WBO-Titel im Weltergewicht im Juli 2017
nach einer höchst umstrittenen Entscheidung in Brisbane an den
australischen Lokalmatador Jeff Horn verloren. Wenn er am 15. Juli in
Kuala Lumpur auf Matthysse trifft, wird Roach nicht mehr in seiner
Ecke stehen. Statt dessen betreuen ihn fortan Restituto "Buboy"
Fernandez und Raides "Nonoy" Neri, wie aus einer Presseerklärung
hervorgeht. [1]

Fernandez und Neri sind langjährige Freunde Pacquiaos, wobei Fernandez
bereits in der Vergangenheit bei jedem seiner Kämpfe als Assistent in
der Ecke stand. Auch Neri war seit langem ein fester Bestandteil des
Trainingslagers, in das er vor allem seine Kochkünste einbrachte.
Indessen kann keiner von beiden mit der Erfahrung und den
Errungenschaften aufwarten, die Freddie Roach auszeichnen. Dieser
wurde zwischen 2003 und 2014 nicht weniger als siebenmal von der
renommierten Boxing Writers Association of America als "Trainer des
Jahres" geehrt und hielt 2012 Einzug in die International Boxing Hall
of Fame. Pacquiao, der Weltmeister in acht verschiedenen
Gewichtsklassen geworden ist, gewann sieben dieser Titel zusammen mit
Roach und wurde dreimal als "Boxer des Jahres" und im Jahr 2000 sogar
als "Boxer des Jahrzehnts" ausgezeichnet.

Obgleich Freddie Roach allen Grund hätte, angesichts der Trennung als
solcher und nicht zuletzt der Art und Weise ihres Ablaufs
nachzutreten, gibt er sich wohlwollend und abgeklärt. Er habe mit
Manny 16 großartige Jahre geteilt, länger als die meisten Ehen halten
und zweifellos ein Ausnahmefall im Boxsport, so der Trainer. Er würde
kein einziges dieser Jahre tauschen wollen. Im Boxring und bei seinen
politischen Aufgaben wünsche er Manny nur das Allerbeste. Wenngleich
er lügen müßte, um zu behaupten, es habe ihn nicht geschmerzt, daß
Manny nicht mit ihm persönlich über diese Entscheidung gesprochen hat,
werde das doch bei weitem durch die unvergeßliche Zeit aufgewogen, die
man zusammen genossen habe.

Die Trennung kam insofern nicht aus heiterem Himmel, als Pacquiaos
Berater Michael Koncz bereits vor zwei Wochen mitgeteilt hatte, daß
nach Angaben des Philippiners Buboy das Trainingslager leiten werde.
Manny wünsche sich eine Stimme in seiner Ecke, der er vertrauen könne.
In seinem letzten Kampf habe er in dieser Hinsicht gewisse Bedenken
gehabt und sei nicht erfreut über einige Äußerungen von Freddie Roach
gegenüber der Presse gewesen. Der 39jährige Pacquiao, für den 59
Siege, sieben Niederlagen sowie zwei Unentschieden zu Buche stehen und
der einen Sitz im Senat der Philippinen hat, war offenbar enttäuscht,
daß sein Trainer die ständigen Kopfstöße Horns nicht nachdrücklicher
beim Ringrichter moniert hatte.

Ihre Zusammenarbeit hatte begonnen, als Manny Pacquiao im Jahr 2001
als ehemaliger, aber weithin unbekannter Weltmeister im Fliegengewicht
nach Los Angeles kam und dort einen neuen Trainer suchte. Er stellte
sich im Wild Card Boxing Club in Hollywood vor, und nach einer
Trainingseinheit befand Freddie Roach, daß er einen künftigen Star
entdeckt habe. Bald darauf sprang Pacquiao bei einem Kampfabend Oscar
de la Hoyas im MGM Grand in Las Vegas als kurzfristiger Ersatz im
Vorprogramm ein, wo er im Juni 2001 auf Lehlo Ledwaba traf, einen
Weltmeister im Superfliegengewicht. Nach einseitigem Kampfverlauf
mußte Ledwaba in der sechsten Runde die Segel streichen. Seither haben
Pacquiao und Roach Gewichtsklasse für Gewichtsklasse bis hinauf ins
Weltergewicht aufgemischt und dabei viele Kämpfe ausgetragen, die zu
den bedeutendsten dieser Ära gehörten.

Pacquiaos neugegründetes Unternehmen MP Promotions wird den kommenden
Kampf gemeinsam mit Promoter Bob Arum auf die Beine stellen und dabei
auch eine Medienkampagne am 18. April in Manila und am 20. April in
Kuala Lumpur organisieren. Lucas Matthysse, der 39 Auftritte gewonnen
und vier verloren hat, verteidigt erstmals den zweitrangigen Titel des
regulären WBA-Weltmeisters im Weltergewicht. Er steht bei den Golden
Boy Promotions unter Vertrag, und Oscar de la Hoya wird in der
kommenden Woche in Manila zur Pressetour erwartet. Der von Joel Diaz
trainierte Argentinier zeigt sich hocherfreut über die Gelegenheit,
gegen den legendären Philippiner anzutreten. Er sei sich bewußt, daß
ihn ein schwerer Kampf erwarte, auf den er sich in harter Arbeit
vorbereiten müsse. Er wolle seinem Titel alle Ehre erweisen und sein
Heimatland Argentinien voller Stolz repräsentieren. Wie Pacquiao
hinzufügte, laufe alles nach Plan für den bedeutendsten Kampf in
Malaysia seit dem Sieg Muhammad Alis über Joe Bugner in Kuala Lumpur
im Juli 1975. [1]

Manny Pacquiao ist ein Boxer der Offensive und Freddie Roach ein
Trainer, der ebenfalls auf rückhaltlosen Angriff setzt. Lucas
Matthysse sollte ein idealer Gegner sein, da der Argentinier nicht
wegläuft, sondern seinerseits den Schlagabtausch sucht. Insofern
könnte man davon ausgehen, daß der erfahrene Philippiner bei diesem
Auftritt auch ohne seinen langjährigen Trainer auskommt, der ihn zu
dem anspornen würde, was er ohnehin vorhat. Eine ausgefeilte Taktik
scheint nicht erforderlich zu sein, weshalb man annehmen sollte, daß
Pacquiao auch ohne Roach zurechtkommt. Schwer einzuschätzen ist
hingegen die Bedeutung all jener Aspekte ihrer Zusammenarbeit, die
sich nicht in überschaubare Kategorien fassen lassen. Jedenfalls zieht
es der Philippiner vor, nicht einen anderen namhaften Trainer zu
verpflichten, sondern sich mit vertrauten Landsleuten zu umgeben, was
nicht in erster Linie den geringeren Kosten geschuldet sein dürfte.

Freddie Roach hat mit Pacquiao sehr viel Geld verdient und dürfte in
dieser Zeit der weltweit bestbezahlte Trainer gewesen sein. Kritiker
monierten seit einigen Jahren, daß es Roach an alternativen Strategien
fehle, wenn ein Boxer wie der Philippiner allmählich altert und den
rückhaltlosen Angriff nicht mehr wie in jüngeren Jahren vortragen
kann. Im Kampf gegen Juan Manuel Marquez 2012 lief der aggressiv
attackierende Pacquiao in einen Konter, der ihn niederstreckte.
Inzwischen ist der Philippiner 39 Jahre alt und wird von seinen
politischen Aufgaben derart in Anspruch genommen, daß er nur noch ein
Teilzeitboxer ist. Hatten schon die schweren Kämpfe gegen Miguel
Cotto, Joshua Clottey, Antonio Margarito, Shane Mosley und Juan Manuel
Marquez seit 2009 ihren Tribut gefordert, so zeichnen sich bei dem
einst unverwüstlichen Pacquiao inzwischen physische Schwächen ab. Im
Kampf gegen Jeff Horn bekam er Konditionsprobleme, die ihn hinderten,
den Australier in die Niederlage zu zwingen. Nachdem er ihn in der
neunten Runde sturmreif geschossen hatte, bedurfte es lediglich einer
fortgesetzten Offensive im folgenden Durchgang, um den Außenseiter aus
allen Titelträumen zu reißen. Doch was früher selbstverständlich
gewesen wäre, wollte dem Favoriten einfach nicht mehr gelingen.

Freddie Roach wirkte zunehmend verwirrt und unternahm nichts, außer
seinen Boxer voranzutreiben, dem das jedoch gegen Ende des Kampfs
nicht mehr in ausreichendem Maße möglich war. Hinzu kamen die
ständigen Kopfstöße Horns, der wie ein Büffel auf den Philippiner
losging, was vom Ringrichter nicht unterbunden wurde. Daß Promoter Bob
Arum diesen Kampf in Horns Heimatstadt austragen ließ, ging ebenfalls
zu Lasten Pacquiaos, der als weitaus prominenterer Akteur und
amtierender Weltmeister gewissermaßen im Wohnzimmer des Außenseiters
antreten mußte. [2]

Da Pacquiao längst nicht mehr so schnell wie vor Jahren schlägt und
konditionell kaum noch trittsicher für zwölf Runden sein dürfte, steht
ihm gegen Lucas Matthysse ein schwerer Gang bevor. Der Philippiner hat
seit dem Kampf gegen Miguel Cotto im Jahr 2009 keinem Gegner mehr
gegenübergestanden, der so hart zuschlagen kann wie der Argentinier.
Deshalb ist eine turbulente, vielleicht sogar spektakuläre Schlacht zu
erwarten, in der Manny Pacquiao durchaus Gefahr laufen könnte, auf den
Brettern zu landen. Ob die Karriere des Philippiners Mitte Juli endet
oder noch weitere Stationen durchläuft, wird vom Verlauf des Kampfs
abhängen. Davon abgesehen ist Manny Pacquiao und Freddie Roach zu
wünschen, daß sie sich früher oder später zusammensetzen und
aussprechen, damit das Ende ihrer Zusammenarbeit eine unbedeutende
Marginalie bleibt, die den gemeinsamen Jahren nichts anhaben kann.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/23159508/manny-pacquiao-cuts-ties-trainer-freddie-roach-fight-lucas-matthysse

[2] www.boxingnews24.com/2018/04/pacquiao-splits-with-freddie-roach/#more-261014
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